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„U

Kriegseinsatz im neuen Gerüst

Freiheitliche

Denkanstöße

nser Entscheiden reicht weiter als un-
ser Erkennen“, formulierte Immanuel

Kant schon im 18. Jahrhundert. Die vom
Ex-Minister zu Guttenberg „auf den Weg
gebrachte“ Bundeswehrreform bestätigt

Kants Beobachtung im Be-
sonderen. Denn

selbst konser-
vative Köpfe
raufen sich

nun die
Haa-

re und überlegen, wie sie die Reform refor-
mieren und somit die Diskrepanz und in-
haltliche Distanz zwischen Problemanalyse
und Reformtragweite minimieren können.
Die Militarisierungsgegner_innen hingegen
müssen derweil aufpassen, dass sie sich
angesichts der  erwartbaren Folgen der ver-
meintlich „größten Reform der Bundeswehr
in ihrer Geschichte“ nicht am eigenen hä-
mischen Grinsen verschlucken.

Rücknahmeabkommen, Grenzkontroll-
operationen, Kriminalisierung von Lebens-
rettern auf See, Misshandlung von Millio-
nen illegalisierter Flüchtlinge aus Afrika in
abgeschotteten Internierungslagern – all das
gesponsert von der EU!
Dem Ideen- und Erfindungsreichtum von
Kollaborationen und Mechanismen europä-
ischer Migrationskontrolle sind keine Gren-
zen gesetzt. Vor tausendfachem Tod und bei-
spielloser Grausamkeit verschließen westli-
che Mächte die Augen, denn mit den Des-
poten der nordafrikanischen Staaten ging
man eine schamlose Komplizenschaft ein:
Der amerikanische Gefährte liefert Waffen,
der europäische Kamerad zerstört die nah-
östlichen Volkswirtschaften durch seine Bil-
ligwaren. Dafür aber erhalten Schreckens-
herrscher Bares für ihr Rohöl sowie für die
Garantie, eben jene „Ware“ Mensch nicht
auszuliefern.
Meisterhaft hervor im Bruch aller Flüchtl-
ingskonventionen tut sich dabei Italien.
Nach dem Pakt mit dem Gaddafi schließt
man ruhigen Gewissens das Auffanglager
Lampedusa – und das Inselvolk widmet sich
endlich wieder der Regeneration des Touris-
mus.
Die neuen, unvorhersehbaren Umbrüche im
arabischen Raum zwingen nun aber zur Wie-
dereröffnung des Lagers, denn vor der „Tür
Europas“ treffen stetig Tausende ein. In der
Festung jedoch – wie sollte es anders sein –
weiß man keine humane Antwort, sondern
debattiert, beschließt und legitimiert lieber
die Militarisierung und den Ausbau der
Kompetenzen der Grenzschutzagentur
FRONTEX an der nordafrikanischen Gren-
ze.
Frei, sozial, ethisch, moralisch und men-
schenrechtlich – Worte die europäischen
Strippenziehern im Halse stecken bleiben
sollten!

Ein teuflischer PaktEin teuflischer PaktEin teuflischer PaktEin teuflischer PaktEin teuflischer Pakt

ie Planungen
für das künfti-

ge Leipziger „Freiheits-
und Einheitsdenkmal“ (sie-

he FA! 32) nehmen langsam Gestalt an. So
fand am 17. und 18. Februar 2011 eine
„Expertenwerkstatt“ im Neuen Rathaus
statt. Zu deren Beginn wurden die Ergeb-
nisse und Vorschläge einer direkt vorange-
gangenen „Jugendwerkstatt zu den Bot-
schaften des geplanten Leipziger Freiheits-
und Einheitsdenkmals“ vorgestellt. Die an-
wesenden Experten empfanden diesen Bei-
trag nach eigenem Bekunden als „starken
Denkanstoß“. Sie machten sich im Folgen-
den also diverse Gedanken, die wir euch
hier nicht vorenthalten wollen (bei den kur-
siven Textstellen handelt es sich um Zita-
te*):
Gut zwanzig Jahre ist sie jetzt her, die Fried-
liche Revolution in der DDR. Immer wieder
hatte sich der Wille zur Freiheit schon vorher
artikuliert, aber 1989 brach er sich in einer
Länder und Völker verbindenden Freiheits-

bewegung endgültig Bahn. Und gerade die
Leipzigerinnen und Leipziger waren ganz
vorne mit dabei bei der Selbstbefreiung Ost-
mitteleuropas, der Wiedergewinnung der Frei-
heit nach innen und nach außen.
Dieser welthistorische Vorgang kann gar nicht
oft genug gewürdigt werden – manch eine_r
würde sonst vielleicht gar nicht merken, dass
wir mittlerweile glücklich in der Freiheit,
also der besten aller möglichen Welten an-
gekommen sind. Und wer es gemerkt hat,
könnte es eventuell wieder vergessen. Leipzig
braucht also ein Denkmal. Nicht nur, um
die Friedliche Revolution als Kernstück des zu-
stimmungsfähigen Stranges deutscher Geschich-
te in Erinnerung zu halten. Sondern mehr
noch, damit die Deutschen nicht aus lauter
Vergesslichkeit wieder in alte Fehler verfal-
len und irgendwelchen nicht zustimmungs-
fähigen Herrschaftssystemen ihre Zustim-
mung geben.

(monadela)
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E s bewegt sich was in Lindenau: Leipziger
Antifaschist_innen haben sich zusam-

mengetan, um den im November 2008 er-
öffneten Nazistütz- und Treffpunkt in der
Odermannstraße 8 zu beseitigen. Mit ver-
einten Kräften und der neu ins Leben geru-
fenen Kampagne Fence Off – Weg mit dem
Nazizentrum in Leipzig, soll dies nun end-
lich gelingen. Den Kampagnenauftakt bil-
dete am 24. Februar eine Demo mit ca. 180
Aktivist_innen durch die Leipziger Innen-
stadt, die jedoch – aufgrund der Nicht-An-
meldung – recht schnell und unter Schlag-
stockeinsatz wieder aufgelöst wurde. Wei-
tere Aktivitäten sollen folgen, um das sog.
„Bürgerbüro“ des NDP-Landtagsabge-
ordneten Winfried Petzold, oder besser: den
regional äußerst bedeutsamen Veran-
staltungsort für Vernetzung, Schulungen und
Konzerte der Freien Kräfte, NPD und JN,
abzuwickeln. Ein regelmäßiger Update
Ticker auf der Seite http://www.fenceoff.org

informiert derweil über den Stand der
Kampagnenaktivitäten

und lädt zur
Beteiligung

ein.
U n e r -
wartete
Unter-

stützung
zur Ziel-

erreichung
kommt derzeit

aber aus einer ganz
anderen Ecke: die Stadt selbst be-

antragte jüngst ein baupolizeiliches Verfah-

ren gegen den Eigen-
tümer der Odermannstraße (Steven Hahn),
da die Recherchen der Leipziger Internet-
zeitung (L-IZ) aufdeckten, dass an den re-
gelmäßigen Veranstaltungen im „Bürger-
büro“ eine weitaus größere Zahl an
Besucher_innen teilnahm, als die bau-
rechtlich genehmigten 100 Hanseln. Even-
tuell droht der Odermannstraße nun ein
Erlass zur Nutzungsunterlassung, der aber
bestimmt mit einer Gegenklage beantwor-
tet wird.
Die Fence Off -Initiative kann und wird sich
deshalb nicht zurücklehnen, sondern viel-
mehr auf Aktivitäten auf der Straße und eine
breite Beteiligung von Antifaschist_innen
setzen, um ihr auf dem Infoblatt verspro-
chenes Ziel zu erreichen „den Nazis kein
Haus, keine Straße, keinen KIEZ [zu über-
lassen]. Ihre politischen Strukturen gehö-
ren zerschlagen, das Nazizentrum in der
Odermannstraße abgerissen.“ Na hoffentlich
gelingts!

(momo)

Fence Off
Kampagne gegen NazizentrumKampagne gegen NazizentrumKampagne gegen NazizentrumKampagne gegen NazizentrumKampagne gegen Nazizentrum

termineterminetermineterminetermine
23. April 2011 (voraussichtlich)
Ostermärsche in Leipzig und anderswo

30. April, 16-22 Uhr
Demo des 1. Mai Bündnis, Treffpunkt:
Kleiner Willy-Brandt-Platz, Leipzig

25. April 2011
25 Jahre Tschernobyl

Aktionen in Leipzig und anderswo

1. Mai 2011
Naziaufmarsch in Halle verhindern

Hier ist er, der erste Feierabend! des Jahres
2011. Und schon gibt es was zu feiern.
Halleluja ... die 40. Ausgabe. Heißt das
jetzt, die Midlife-Crisis steht bevor? Nein,
natürlich nicht. Wir werden höchstens
reifer und die Texte immer länger.
Und es gibt noch mehr Gründe zum An-
stoßen. Manche werden es für eine Ente
halten, aber uns gibt’s jetzt ENDLICH
wieder online unter www.feierabendle.net.
Hier erfahrt ihr künftig mehr vom aktuel-
len Stand und könnt euch alle alten Hefte
und Artikel runterladen. Was lange währt
wird endlich gut :)
Und weil aller guten Dinge drei sind, klir-
ren die Gläser auch noch für einen neuen
Dreikäsehoch. Bei so viel notwendiger
Sauferei müssen wir glatt auf unsere Ge-
hirnzellen aufpassen, die ja weiterhin gute
Artikel produzieren sollen. Naja, we-
nigstens das aktuelle Heft ist dahingehend
gesichert. Und unsere Verkaufstelle des
Monats – die Vleischerei – hilft auch beim
Katerabbau. Bis zum nächsten feier-
würdigen Jubiläum ist nun aber erstmal
bis September 2012 Zeit. Dann kann die
Feierabend!-Redax  nämlich ihr 10jähriges
Bestehen feiern.

Euer Feierabend!
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Fortsetzung von Seite 1 ...

(...)

Feierabend! ist ein unkommerzielles Zeitungsprojekt, das es sich zum Ziel gesetzt hat, libertäre, herrschaftskritische und

emanzipatorische Ideen zu verbreiten. Deswegen widmen wir uns Sachverhalten, die in der kommerziellen Presse oft unzureichend,
verzerrt oder gar nicht erwähnt werden. Das betrifft besonders die Berichterstattung über soziale Bewegungen, wie sie im Großen und
Kleinen alltäglich stattfinden. Diese wollen wir kritisch begleiten und dabei vor allem solche Themen beleuchten, die uns aus der
Akteursperspektive interessant und wichtig erscheinen. Der Verkaufspreis von derzeit einem Euro dient nur dazu, die Produktionskosten
des Heftes zu begleichen. Alle redaktionell und inhaltlich an der Erstellung des Heftes Beteiligten arbeiten als ÜberzeugungstäterInnen
ohne Bezahlung. Die Weiterverbreitung der Texte und Inhalte ist ausdrücklich erwünscht. Bei anderweitigen Veröffentlichungen der
fertigen Artikel bitten wir um kurze Rücksprache mit der Redaktion.

Nun gut, Leipzig hat zwar schon
zwei Einheitsdenkmäler – einmal

die Palmensäule an der Nikolaikirche, und
dann noch dieses komische Ei auf dem
Augustusplatz, bei dem keine_r so genau
weiß, was es eigentlich symbolisieren soll.
Aber auf Dauer ist solcher Kleinscheiß der
Größe des Ereignisses nicht angemessen.
Schließlich schuf die Friedliche Revolution
nicht nur die Voraussetzungen für die Wieder-
gewinnung der Einheit Deutschlands und
Europas. Nein, sie führte auch zur Beendi-
gung des Weltkonfliktes, der das 20. Jahrhun-
dert seit 1917 bestimmt hatte, also des von
den Bolschewiken angezettelten „Welt-
bürgerkriegs“, den z.B. der „Historiker“
Ernst Nolte so trefflich beschrieben
hat. Dieser gut 70 Jahre an-
dauernde Kampf zwi-
schen dem Kommu-
nismus und der frei-
en Welt endete
1989. Die end-
gültige Nie-
d e r s c h l a -
gung der ro-
ten Pest war
eine Sternstunde in
der an Glücksfällen nicht eben
reichen deutschen Geschichte.
So ein Augenblick des Glücks
muss natürlich ausgekostet
werden. Leipzig braucht jetzt also endlich
ein richtiges, ein großes, ein standesgemä-
ßes nationales Denkmal, das durch Standort,
Gestalt und Aussagekraft über Leipzig hinaus-
weisen und eine eigene Authentizität und Aura
entwickeln wird. Diese Aura kommt nicht
nur der örtlichen Baubranche zugute, son-

dern lockt auch Touristen an. Das Unterfan-
gen dient also auch dem Erfolg des Stand-
orts Leipzig auf dem freien Markt, für des-
sen Freiheit die Leipziger Bürgerinnen und
Bürger sich 1989 aus ihrem Alltag heraus auf
den Demonstrationen mutig in die Sichtbarkeit
stellten.
Für die künstlerische Umsetzung dieses heh-
ren Zweckes sind alle zeitgenössischen forma-
len und ästhetischen Mittel recht. Alle Rich-
tungen der Bildenden Kunst sollen mit dieser
Aufgabe angesprochen werden. Wenn sie sich
angesprochen fühlen, dürfen sogar konzeptu-

elle Kunst und partizipatorische
Ansätze mithelfen, damit die
nötige Einheit von Inhalt und
Form im Spannungsverhältnis
zwischen politisch-programmati-

scher Aufgabenstellung und
kritischer künstleri-

scher Reflexi-
on nicht
verloren

geht.
Das Span-

nungsverhältnis
spannt sich aber nicht

nur zwischen Aufgaben-
stellung und Reflexion,

sondern auch noch zwischen
allerlei Sonstigem. So soll das

Denkmal nicht nur einen von der
Gegenwart aus gestalteten Erinnerungsprozess
anstoßen, sondern auch die Erfahrungen aus
der Friedlichen Revolution von der Vergangen-
heit über das Heute in die Zukunft transferie-
ren, um so deren Lebendigkeit im „kommuni-
kativen Gedächtnis“ in eine Nachhaltigkeit im
„kulturellen Gedächtnis“ zu überführen. Le-

bendigkeit in Nachhaltigkeit umzuwandeln,
das klingt nach einer heiklen Aufgabe. Hof-
fen wir mal, dass dabei niemand verletzt
wird…
Die restlichen Forderungen, das Denkmal
solle individuell erfahrbar sein und sich im
Leipziger Stadtraum dauerhaft und präsent
verorten, sind zum Glück leichter zu erfül-
len. Für die dauerhafte Verortung dürfte es
zum Beispiel schon ausreichen, wenn das
Denkmal einfach dort bleibt, wo man es
hingebaut hat.
Am Wilhelm-Leuschner-Platz also. Denn
wenigstens die Frage nach dem Standort
scheint mittlerweile geklärt zu sein. Der
Platz ist derzeit zwar noch eine ungestalte,
unwirtliche Freifläche, aber gerade deswegen
ideal geeignet für die Erweiterung des öffent-
lichen Raumes mit dem über Leipzig hinaus-
weisenden Stadtzeichen eines Freiheits- und
Einheitsdenkmals. Jetzt muss nur noch ge-
klärt werden, mit welchen künstlerischen
Mitteln sich Authentizität und Aura der
Friedlichen Revolution am besten sinnlich
erfahrbar machen und nachhaltig im „kul-
turellen Gedächtnis“ verankern lassen. Es
bleibt also spannend im Spannungsverhältnis
von Aufgabenstellung und Reflexion…

(justus)

* Nachzulesen unter http://www.leipzig.de/
de/buerger/newsarchiv/2011/Leipziger-
Freiheits-und-Einheitsdenkmal-Ergebnisse-
der-Expertenwerkstatt-vom-17-18-Febru-
ar-2011-19618.shtml

Freiheitliche Denkanstöße
Einheitsdenkmal wird weiter geplantEinheitsdenkmal wird weiter geplantEinheitsdenkmal wird weiter geplantEinheitsdenkmal wird weiter geplantEinheitsdenkmal wird weiter geplant
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Ausbeutung als Alltag (Teil 2)
NS-Zwangsarbeit in LeipzigNS-Zwangsarbeit in LeipzigNS-Zwangsarbeit in LeipzigNS-Zwangsarbeit in LeipzigNS-Zwangsarbeit in Leipzig

n der vorletzten Ausgabe des Feierabend!
(FA!#38 S. 1/10f ) wurden in einem ers-

ten Teil des Artikels verschiedene Aspekte
der Geschichte der Zwangsarbeit im natio-
nalsozialistischen Leipzig zwischen 1939 und
1945 dargestellt. Es ging dabei darum, vor
den Hintergünden des Systems der Zwangs-
arbeit in Deutschland und unter Berück-
sichtigung der herrschenden rassistischen und
ideologischen Muster,  die konkrete
Leipziger Situation zu beleuchten. Hier
waren während des Zweiten Weltkrieges ca.
100.000 ausländische Arbeitskräfte beschäf-
tigt. Dies waren vor allem sogenannte „Zivil-
arbeiter“ – Frauen und Männer, die zum
Teil in Folge von Anwerbungen aber in gro-
ßem Umfang unter Zwang  aus allen Teilen
Europas zum Arbeitseinsatz nach Deutsch-
land gebracht worden waren. Die größte
Gruppe bildeten hierbei die „Ostarbeiter“
aus der ehemaligen Sowjetunion. Hinzu
kamen Kriegsgefangene und KZ-Häftlinge
sowie die bereits vor Kriegsbeginn zum
Arbeitseinsatz herangezogenen deutschen
„Arbeitsjuden“. Zwangsarbeit fand in allen
Bereichen der kommunalen Wirtschaft und
Verwaltung, nicht nur, wie oft angenommen,
in der Rüstungsindustrie statt. So waren
bspw. viele „Ostarbeiterinnen“ in der priva-

ten Hauswirt-
schaft beschäftigt,

Verkehrsbetriebe
griffen ebenso auf

ZwangsarbeiterInnen zu-
rück wie die Stadtverwal-

tung; ausländische Ar-
beitskräfte und
Kriegsgefange-
ne wurden für
B o m b e n -
räumkom-
mandos,

die Müllabfuhr, den Bau von Luftschutz-
bunkern,  Arbeiten auf dem Friedhof und
den Schlachthöfen herangezogen. Kurzum
lässt sich sagen, dass die Aufrechterhaltung
des kommunalen Lebens nicht nur vom Sys-
tem der Zwangsarbeit, im Nationalsozialis-
mus im allgemeinen als „Ausländereinsatz“
bezeichnet, profitierte, sondern von diesem
abhing.
Dass Zwangsarbeit kein Phänomen war, das
am Rande der Gesellschaft stattfand, son-
dern ein zentraler Bestandteil der national-
sozialistischen Lebens- und Arbeitswelt,
zeigt sich an verschiedenen Punkten. Im ers-
ten Teil sind beispielhaft hierfür die Formen
der Unterbringung von Zwangsarbei-
terInnen beschrieben worden. Neu errich-
tete Barackenlager, umfunktionierte Kultur-
einrichtungen, Schulen oder Gasthöfe,
Kleingartenanlagen oder Sportplätze waren
über das gesamte Stadtgebiet verteilt.

Einen besonderen Aspekt in der Geschichte
der Zwangsarbeit bildet die Errichtung von
KZ-Außenlagern im kompletten Reichs-
gebiet. Ab 1943 wurde so in großem Um-
fang der Einsatz von Häftlingen auch in Be-
trieben ermöglicht, die sich nicht in unmit-
telbarer Nähe zu einem Konzentrationsla-
ger befanden.
In Leipzig wurden 1943 und 1944 insgesamt
acht Außenlager eingerichtet. Diese gehör-
ten dem Stammlager Buchenwald an, wobei
die Häftlinge selbst aus verschiedenen Kon-
zentrationslagern, wie aus Ravensbrück und
Stutthoff herangezogen wurden. Die Betrie-
be, die als Nutznießer dieser Arbeitskraft-
beschaffung hervortraten, waren in Leipzig
und Markkleeberg mit den Erla-Werken,
Junkers und ATG (Allgemeine Transportan-
lagen) vor allem in der Flugzeugproduktion
tätig. Größte Arbeitgeberin war allerdings
die HASAG (Hugo Schneider Aktiengesell-
schaft) in Leipzig-Schönefeld auf dem Areal
des heutigen Wissenschaftsparks zwischen

Permoserstraße und Torgauer Straße.
Sie war einzige Herstellerin der
Panzerfaust und eine der größ-
ten deutschen Munitions-

fabrikantinnen überhaupt. Am Leipziger
Stammbetrieb wurden ein Männer- und ein
Frauenlager eingerichtet, wovon das Frauen-
lager mit über 5.000 Häftlingen das mit
Abstand größte Leipziger KZ-Außenlager
war.
Die Ausbeutung der Arbeitskraft von Häft-
lingen war nicht nur für Betriebe von Vor-
teil, sondern auch für die Konzentrationsla-
ger lukrativ. Vertragspartner für die Unter-
nehmen, die sich um die Beschäftigung von
Häftlingen bewarben, war die SS, an die auch
der Lohn, eine Art Kopfgeld, für die
ArbeiterInnen floss. Entsprachen die Häft-
linge nicht den gewünschten Anforderun-
gen der Betriebe, wurden diese relativ pro-
blemlos ersetzt. Bei der Ankunft der ersten
Häftlinge im KZ-Außenlager in Leipzig-
Grünau etwa wurden von Seiten der Firmen-
leitung der ATG die Ankömmlinge überprüft
und fünf Frauen als „unbrauchbar“ ausge-
mustert. Diese wurden in den sicheren Tod
zurückgeschickt und binnen weniger Tage
durch „vollwertige“ Arbeiterinnen gemäß
Vereinbarung ersetzt. [1] Das Schicksal, das
ihnen bei mangelnder Leistung drohte, war
den KZ-Häftlingen offenbar bekannt. Felicja
Karay, eine überlebende Zwangsarbeiterin
bei der HASAG, hat in verschiedenen Veröf-
fentlichungen den Lebensalltag der KZ-Häft-
linge dokumentiert. „Wir gingen zur Arbeit,
kehrten ins Lager zurück, bekamen Suppe.
Nur durchhalten! Nur nicht umfallen! Nur
nicht auf Transport gehen!“ [2]
Für Felicia Karay war, wie für viele andere
Häftlinge, der Arbeitseinsatz in den letzten
beiden Kriegsjahren in Deutschland, nur eine
letzte Station der Ausbeutung. Eine Viel-
zahl der HASAG-ZwangsarbeiterInnen in
Leipzig aber auch in anderen großen Außen-
lagern, wie in Meuselwitz oder Schlieben,
kamen aus den HASAG-Außenstellen im Ge-
neralgouvernement. In Skarzysko-
Kamienna, Tschenstochau und Kielce hatte
die HASAG bereits kurz nach Kriegsbeginn
die Rüstungsbetriebe übernommen. Die
dort ansässigen ArbeiterInnen, insbesondere
das Fachpersonal, wurden unter Dienst-
verpflichtung in die deutschen Arbeitstätten
geholt und durch polnische JüdInnen er-

Kriegswirtschaft undKriegswirtschaft undKriegswirtschaft undKriegswirtschaft undKriegswirtschaft und

„Ausländereinsatz“„Ausländereinsatz“„Ausländereinsatz“„Ausländereinsatz“„Ausländereinsatz“

KZ-AußenlagerKZ-AußenlagerKZ-AußenlagerKZ-AußenlagerKZ-Außenlager

I
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setzt. Wieviele Menschen in diesen Arbeits-
lagern starben, ist weiterhin unerforscht.
Überlieferungen, wie denen von Felicia
Karay, zufolge, wurden über dreißig Prozent
durch die Arbeit, Krankheiten, aber auch
willkürliche Hinrichtungen durch den Werk-
schutz getötet. Sie galten als entbehrlich,
ihre Arbeitskraft war ersetzbar.

Die ZwangsarbeiterInnen im Reichsgebiet,
KZ-Häftlinge wie auch Kriegsgefangene und
„zivile“ ArbeiterInnen, waren anderen Le-
bens- und Arbeitsbedingungen als im Gene-
ralgouvernement ausgesetzt. Abhängig von
Status, Art der Arbeit und Unterbringung
aber auch von Herkunft und entsprechen-
der „rassischer“ Einordnung waren die Be-
dingungen, unter denen die Zwangs-
arbeiterInnen leben und arbeiten mussten,
unterschiedlich. Dennoch waren selbst die
besser gestellten ausländischen Arbei-
terInnen, wie z.B. Freiwillige aus verbünde-
ten Staaten, dem Primat des „Ausländerein-
satzes“ unterworfen. Oberstes Ziel war die
günstige Gewinnung von Arbeitskraft für die
deutsche Kriegswirtschaft. Für das Gros der
ZwangsarbeiterInnen bedeutete dies Aus-
beutung, Terror und Verelendung. Tägliche
Arbeitsdauer von 12 Stunden und mehr bei
minimaler Verpflegung, ungenügender bis
gar keiner Ausstattung mit Arbeitskleidung
sowie kostensparender Unterbringung wa-
ren alltäglich. Viele ZwangsarbeiterInnen
litten in der Folge der Lebens- und Arbeits-
bedingungen an Begleiterscheinungen von
Mangel- und Unterernährung. Die unzurei-
chende hygienische Ausstattung der meisten
Lager führte zu vielen Krankheiten und stän-
diger Seuchengefahr.
Die Formen der Ausbeutung mochten vari-
ieren, grundsätzlich galt aber, dass der ein-
zige Wert und Nutzen der nach Deutsch-
land geholten Menschen in ihrer Arbeitsfä-
higkeit bestand und mit dieser endete. Kran-
ke oder verletzte ArbeiterInnen oder auch
schwangere Frauen, Kleinkinder und Neu-
geborene waren Belastung für Betriebe und
Staat. Wenn keine Aussicht auf rasche Wie-
derherstellung der Arbeitskraft bestand,
wurden diese in gesonderten Einrichtungen
und Lagern dem Sterben überlassen oder

auch auf Sondertransporten „zurückge-
schickt“. Die Überlebenschance auf diesen
Transporten kam der Deportation in Ver-
nichtungslager gleich. Die meisten dieser
Personen verschwanden einfach. Ihr Schick-
sal ist bis heute größtenteils ungeklärt.
Dem Primärziel des Systems des „Auslän-
dereinsatzes“ folgend, war es jedoch nicht
nur im Interesse der Betriebe sondern auch
der beteiligten Institutionen, wie den Ar-
beitsämtern, den Aufwand einer „Entsor-
gung“ von Arbeitsunfähigen zu vermeiden
und grundsätzlich die Arbeitskraft der ein-
mal hierhergeholten Menschen zu erhalten.
So lag es nicht an einer veränderten
Fürsorgehaltung, dass sich im Verlauf des
Krieges, insbesondere ab 1944, die Bedin-
gungen für ZwangsarbeiterInnen zum Teil
verbesserten. In dem Moment, als sich ab-
zeichnete, dass der Nachschub an neuen
ausländischen Arbeitskräften ausbleiben
würde, wurden zunehmend Versuche unter-
nommen, die Arbeits- und Lebensbedingun-
gen für die ZwangsarbeiterInnen vor Ort zu
verbessern. In Leipzig wurden bspw. Um-
zäunungen von „Ostarbeiterlagern“ entfernt
und Essensrationen erhöht. Viele Betriebe
versuchten mit Zugeständnissen oder An-
reizen in Form von Lohnerhöhungen oder
ähnlichem auf die Arbeitsmoral einzuwir-
ken und forderten gleichzeitig von städti-
schen Einrichtungen eine Verbesserung der
Lebensqualität jenseits des Arbeitsplatzes.
Dies betraf vor allem die hygienischen Zu-
stände, die Eindämmung von Seuchen-
gefahren und die allgemeine medizinische
Versorgung.

Kurz vor dem Einmarsch der Amerikaner
wurden die Konzentrationslager aufgegeben

und die Häftlinge auf sogenannte
Evakuierungsmärsche geschickt.
Dies galt auch für die Leipziger
Außenlager, von wo die Märsche
unter anderem in Richtung
Oschatz, Riesa und Wurzen führ-
ten. Aufgrund der hohen Sterbe-
ziffer durch Krankheit, Erschöp-
fung, Erschießungen und Tötun-
gen bei Fluchtversuchen spricht
man seit der Nachkriegszeit von

diesen Märschen als „Todesmärschen“.
Einige Leipziger Häftlinge, die als zu krank
oder gehunfähig für die Märsche befunden
wurden, sollten auf den Befehl der Leitstelle
der Gestapo in Leipzig „beseitigt“ werden.
Sie wurden am 18. April 1945 während des
Mittagessens in Baracken im KZ-Außenlager
in Abtnaundorf eingeschlossen, diese wur-
den zugenagelt und angezündet. Von den
307 betroffenen Menschen verbrannten 84
bei lebendigem Leib, andere wurden bei
Fluchtversuchen erschossen.
An die KZ-Außenlager von Junkers in Mark-
kleeberg und der HASAG in der Permo-
serstraße erinnern heute Gedenksteine, in
der Theklaer Straße erinnert ein Obelisk an
das „Massaker von Abtnaundorf“. Hier fin-
det jährlich am 27. Januar im Rahmen der
Feierlichkeiten zum Jahrestag der Befreiung
des Konzentrationslagers Auschwitz eine
eher spärlich besuchte Kranzniederlegung
statt. An die tausenden anderen Opfer des
Systems der Zwangsarbeit in Leipzig wird
allerdings nirgendwo erinnert.

(teckla)

[1] Irmgard Seidel, Leipzig-Schönau, in
Wolfgang Benz, Barbara Distel, Der Ort des
Terrors, Bd. 3, München 2006, S. 494.
[2] Felicja Karay, Wir lebten zwischen Gra-
naten und Gedichten, Köln 2001, S.142.
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S chon seit 1999 wird Dresden alljähr-
lich um den 13. Februar herum zum

Schauplatz einer der größten öffentlichen
Neonazi-Veranstaltungen Europas. Und
auch dieses Jahr rief die Junge Landsmann-
schaft Ostdeutschland zu einem „Trauer-
marsch“ auf, um der Opfer des alliierten
Großangriffs auf Dresden im Februar 1945
zu gedenken. Die Neonazis versuchen da-
mit die Geschichte für sich umzudeuten und
das Dresden der Nazizeit (damals ein wich-
tiger Rüstungsstandort) als unschuldiges
Opfer darzustellen. So blenden sie die Grün-
de für den Angriff aus und verdrängen, dass
der „Bomben-Terror“ eine Reaktion auf den
Expansionskrieg des nationalsozialistischen
Deutschland war.
Auch die Stadt Dresden gedenkt offiziell der
Opfer des Angriffs. Das mag verständlich
sein, der unreflektierte Umgang mit der
Gedenkkultur jedoch bietet dem „Opfer-
mythos“ der Rechten einen Nährboden. So
wird geduldet, dass sich auch Neonazis seit
Jahren an diesen Veranstaltungen beteiligen
oder NPD-Landtagsabgeordnete Seite an
Seite mit Vertretern der „Freien Kräfte“
Kränze niederlegen. Die Vertreter der „welt-
offenen“ Stadt Dresden schauen zu – und
schauen weg.
Der Widerstand gegen die wachsende Über-
nahme des Gedenkens und die Aufmärsche
tausender Neonazis war jedoch lange Zeit
zu schwach. Erst 2010 schaffte es das
spektrenübergreifende Bündnis Dresden
Nazifrei (siehe Kasten) erstmals, um die
10.000 Menschen nach Dresden zu mobili-
sieren, die den Aufmarsch aktiv verhinder-
ten. Trotz dieser Niederlage kamen die Neo-
nazis in diesem Jahr mit gleich zwei Auf-
märschen wieder – am 13. und am 19. Feb-
ruar unter dem Motto „Recht auf Geden-

Dresden Nazifrei

ken – der Wahrheit eine Gasse“. Der erste
hatte mit gerade mal 1200 Angereisten weit
weniger Teilnehmer_innen als angekündigt
und wurde von Blockaden und anderen Ak-
tionen so gestört, dass nur eine stark ver-
kürzte Route abgelaufen werden konnte. Eine
Schlappe für die Neonazis, ein gelungener
Auftakt für die Gegenaktionen.
In den nächsten Tagen folgte ein gerichtli-
ches Tauziehen: Die Stadt Dresden verbot
zunächst den zweiten Aufmarsch mit dem
Argument des „polizeilichen Notstands“, da
am Wochenende des 19. Februar nicht genü-
gend Einheiten für die Absicherung der An-
meldungen zur Verfügung stünden. Schließ-
lich mussten Polizeikräfte bereits die Woche
zuvor in Dresden und beim Castortransport
von Karlsruhe nach Lubmin Dienst schieben
sowie ein Fußballderby in Hamburg absi-
chern. Das Verwaltungsgericht hielt den be-
vorstehenden Notstand allerdings für kon-
struiert. Die Anmelder bekamen Recht.

Die Polizei kündigte daraufhin eine strikte
räumliche Trennung der beiden „Lager“ an:
Die Gegendemonstrant_innen sollten in der
Neustadt bleiben, die Altstadt und Südvor-
stadt sollte den etwa 3.000 Neonazis gehö-
ren. In der Innenstadt angemeldete Kundge-
bungen von Gewerkschaften und Parteien
wurden verboten und in die Neustadt ver-
legt. Dem Rektor der Technischen Universi-
tät wurde nahegelegt, eine Veranstaltung auf

dem Uni-Campus abzusagen – was
er auch prompt tat. Es

sah so aus, als
hätten die
Neonazis in

diesem Jahr
durch die Un-

terstützung von
Stadtverwaltung

und Verwaltungsgericht
freie Bahn.
Es dürfte aber nicht
überraschen, dass sich
das Bündnis Dresden
Nazifrei  und rund
20.000 Menschen da-
von nicht beeindrucken

ließen. Schon früh am Morgen des 19. Feb-
ruar brach das von der Polizei angekündig-
te Konzept der strikten räumlichen Tren-
nung in sich zusammen. Die ersten Bus-
konvois erreichten die Stadt. Straßen und
Kreuzungen der Südvorstadt wurden be-
setzt. Die Polizei versuchte Busse mit
Gegendemonstrant_innen an der Einfahrt
nach Dresden zu hindern. Das Ergebnis
waren Demonstrationszüge auf den Auto-
bahnzubringern. So war schon früh klar, dass
die Neonazis auch an diesem Tag nicht ohne
einen gewaltsamen Einsatz der Polizei lau-
fen konnten.
Bald bestimmten besetzte Straßen und Kreu-
zungen das Bild. Tausende Menschen, aus-
gestattet mit Tee, Decken und Musikinst-
rumenten waren bereit, den ganzen Tag auf
der Straße auszuharren, begleitet und be-
wacht von Einheiten der Bereitschafts-
polizeien aus dem gesamten Bundesgebiet.
Rings um den Hauptbahnhof, im Stadtteil
Löbtau ebenso wie in der Südvorstadt wur-
den Blockaden etabliert. An vielen Stellen
versorgten Volxküchen die Blockierer_in-
nen mit heißen Getränken und Essen, Mu-
sik erklang von Bands und Sambagruppen,
auch prominente Künstler wie Konstantin
Wecker und viele Politiker_innen beteilig-
ten sich.
Doch die Anspannung war auf allen Seiten
spürbar. Vielerorts wurde die Überforde-
rung der Polizei deutlich, die sich immer
wieder entlud:  Es kam zum Einsatz von
Pfefferspray, Pepperballs, Tränengas-
granaten, Wasserwerfern, Knüppeln und
schwerem Räumgerät gegen die Blok-
kierer_innen. Gewalt ging dabei jedoch von
beiden Seiten aus. Es kam zu Sachbeschä-
digungen, Polizeiketten und Absperrungen
wurden mit Körpereinsatz durchbrochen,
Bauzäune und Mülltonnen als Hindernisse
auf die Straße geräumt und teilweise ange-
zündet, Steine flogen auf die Polizei. Das
erschwerte die Arbeit der sowieso schwach
aufgestellten Polizei und trug sicher auch
dazu bei, dass diese im Gegenzug mit un-
verhältnismäßiger Härte gegen die Demons-
trant_innen vorging. Es verhinderte aber
auch, dass der Naziaufmarsch sich in Bewe-
gung setzen konnte.

HauptschauplatzHauptschauplatzHauptschauplatzHauptschauplatzHauptschauplatz

19. Februar 201119. Februar 201119. Februar 201119. Februar 201119. Februar 2011
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 Abseits der Massen fand am frühen Nach-
mittag ein Angriff von ca. 200 Neonazis auf
das Wohnprojekt Praxis statt. Die Fenster
wurden mit Steinen und Schaufeln einge-
schlagen. Die Polizei war vor Ort, sah sich
aber nicht in der Lage einzugreifen bzw.
schaffte es nicht entsprechend Verstärkung
zu holen. Inzwischen widmet sich die
Sonderkommission Rechtsextremismus
(Soko Rex) des LKA Sachsen den Ermittlun-
gen wegen Verdachts des Landfriedens-
bruchs im besonders schweren Fall gem. §
125a StGB.
Die bezahlten Kräfte des Tages, das SEK
Sachsen, waren da bei einer Razzia erfolg-

NebenschauplätzeNebenschauplätzeNebenschauplätzeNebenschauplätzeNebenschauplätze

reicher. Mit Kettensägeneinsatz und übers
Dach gelangten sie in das Pressebüro des
Bündnisses Dresden Nazifrei. Die anwesen-
den Mitarbeiter_innen wurden gefesselt,
zum Teil in Gewahrsam genommen und
alle Speichermedien beschlagnahmt.
Nach dem misslungenen Aufmarsch-

versuch in Dresden fuhren etwa 500 Neona-
zis mit dem Zug nach Leipzig. Den Bahn-
steig konnten sie jedoch nicht verlassen, weil
der Leipziger Polizeipräsident eine Spontan-
demo aufgrund des polizeilichen Notstandes
nicht genehmigte. Es waren nicht nur zu
wenig Beamt_innen, sondern vor allem zahl-

reiche Gegendemonstrant_innen im und
um den Bahnhof zugegen.
Das Fazit des Tages: Die Neonazis wurden
erneut in die Schranken gewiesen, von ei-
nem beeindruckenden Aufmarsch und ei-
ner „Gasse für die Wahrheit“ der Nazis kei-
ne Spur. Der Polizeieinsatz dagegen wird
noch ein juristisches Nachspiel haben. Und
das Bündnis Dresden Nazifrei wird sich nicht
einschüchtern lassen. Denn immer mehr
Menschen sind bereit, sich gegen Aufmär-
sche von Neonazis zu stellen – und dies
nicht mehr nur symbolisch.

(Jens Meier & exa)

Bündnis Bündnis Bündnis Bündnis Bündnis Dresden NazifreiDresden NazifreiDresden NazifreiDresden NazifreiDresden Nazifrei
Das Bündnis Nazifrei – Dresden stellt sich quer! entstand im Oktober 2009. Damals organi-
sierte das aus Antifa-Gruppen bestehende No Pasaran!-Bündnis eine Aktionskonferenz in
Dresden. Ziel war es, noch mehr Initiativen an der Mobilisierung zu Massenblockaden
gegen Europas größten Naziaufmarsch zu beteiligen. Im Februar 2010 gelang es durch die
Beteiligung von über 12.000 Menschen aus unterschiedlichen Spektren, den Aufmarsch zu
verhindern. In diesem Jahr konnte sich das Bündnis nochmals verbreitern. Aktiv an der
Vorbereitung beteiligt sind Antifa-Gruppen, Gewerkschaften, Parteien, Jugend- und Stu-
dierendenverbände, Initiativen sowie engagierte Einzelpersonen.
http://www.dresden-nazifrei.com/

ie Ermittlungen zum Tod des 19-Jähri-
gen Irakers Kamal K. kommen nur

schleppend voran. Dabei sind die Vorgänge
in groben Zügen bekannt: In der Nacht zum
24. Oktober 2010 traf Kamal, der von sei-
ner Freundin und einem Bekannten beglei-
tet wurde, in einem Park beim Hauptbahn-
hof mit den beiden mutmaßlichen Tätern
Marcus E. und Daniel K. zusammen. Diese
suchten Streit, es kam zu einer Auseinan-
dersetzung, bei der sie Kamal K. zunächst
schlugen und mit Reizgas besprühten. Schon
am Boden liegend, wurde Kamal dann mit
einem Messerstich so schwer verletzt, dass
er wenig später starb.
Die beiden Tatverdächtigen wurden unmit-
telbar nach dem Vorfall vorläufig festgenom-
men. Während Marcus E.  immer noch in
Untersuchungshaft sitzt, ist Daniel K. seit
dem 16. Dezember vorerst wieder auf frei-
em Fuß, offenbar weil er im Gegensatz zu E.
zu einer Aussage bereit war. Laut Staatsan-

Die üblichen Verdächtigen

waltschaft gab K. dabei zu, sich mit dem
Opfer geschlagen zu haben, bestritt aber jede
Verantwortung für den tödlichen Messerstich.
Im Übrigen sei er zu betrunken gewesen, um
sich an den konkreten Ablauf zu erinnern.
Anfang Februar 2011 erhob die Staatsanwalt-
schaft Anklage beim Landgericht Leipzig, ge-
gen Daniel K. nur wegen gefährlicher Kör-
perverletzung, gegen Marcus E. zusätzlich
wegen des Verdachts auf Totschlag. Mit ei-
nem Gutachten soll nun die strafrechtliche
Verantwortlichkeit der beiden „zum Tat-
zeitpunkt nicht unerheblich alkoholisierten“
Angeklagten geklärt werden. In ihrer Presse-
mitteilung erklärte die Staatsanwaltschaft
außerdem, die Ermittlungen hätten keine
hinreichenden Anhaltspunkte für eine „aus-
länderfeindliche“ Motivation der Tat erge-
ben.
Da fragt sich freilich, was denn die Staatsan-
wälte überhaupt als „hinreichende Anhalts-
punkte“ gelten lassen würden. Immerhin ist

bekannt, dass Daniel K. seit 2002 in die
Neonazi-Szene involviert war, u.a. als Mit-
glied der Kameradschaft Aachener Land. Sein
Verteidiger erklärte zwar, K. habe sich, nach-
dem er 2008 eine Haftstrafe antrat, von der
Szene distanziert. Sympathien in diese Rich-
tung hegt K. aber offenbar immer noch: So
trug er bei seiner Festnahme einen Kapuzen-
pullover mit der Aufschrift „Kick off
Antifascism“. Zudem wurde K. während
seines Haftaufenthalts von der rechten Hilfs-
organisation für nationale politische Gefan-
gene unterstützt. Nach Aussage des Aachener
Journalisten Michael Klarmann ist K. „ein
hartgesottener Neonazi“, „kein Mitläufer,
sondern ideologisch außerordentlich gefes-
tigt“.
Die Fakten sprechen also für ein rassisti-
sches Tatmotiv. Um dies zu thematisieren,
gründete sich kurz nach dem Tod von Kamal
der Initiativkreis Antirassismus, der seitdem
u.a. mit mehreren Demonstrationen an die
Öffentlichkeit trat. Bleibt nur zu hoffen,
dass die Wahrheit sich am Ende durchsetzt.

(justus)

D
Der Fall Kamal K.Der Fall Kamal K.Der Fall Kamal K.Der Fall Kamal K.Der Fall Kamal K.
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Anti-Militarismus

Fortsetzung von Seite 1 ...

(...) Doch von vorn: Dem vorerst von
der Bildfläche verschwundenen

Verteidigungsminister zu Guttenberg wur-
de im Juni 2010 im Rahmen des Sparpaketes
(siehe FA!#38) der Auftrag erteilt, im eige-
nen Haushalt 8,3  Milliarden Euro einzu-
sparen. Da dies aber nicht das einzige zu
bearbeitende Problemfeld auf seinem
Schreibtisch darstellte, verknüpfte er
kurzerhand verschiedene innen- und  au-
ßenpolitische Anforderungen sowie drängen-
de Strukturfragen und präsentierte dann eine
Bundeswehrreform, die Geschichte schrei-
ben sollte – eine Reform, die Qualitäts-
steigerung und gleichzeitig finanzielle Ein-
sparung versprach. Oder auch qualitative
Aufrüstung bei quantitativer Abrüstung.
Kernelement dieser ist jedenfalls der Um-
bau der Armee weg von der Wehrpflicht hin
zur Freiwilligenarmee. Gesprochen wird
allerdings nur von einer (wenn auch dauer-
haft vorstellbaren) „Aussetzung“, denn das
Grundgesetz solle nicht gleich verändert
werden, sondern als „Rückversicherung“

weiter die allgemeine Wehrpflicht führen. So
wurde das vorher für CDU/CSU Undenk-
bare nun als Fortschritt verkündet und
prompt zum Heil- und Profilierungsmittel
ausgebaut. Im Reformpaket enthalten sind
aber nicht nur die Abkehr von der Wehr-
pflicht und somit die Reduzierung der Zahl
der Bundeswehrbesoldeten, sondern weitrei-
chende Veränderungen, durch die am Ende
eine weit größere Anzahl an Soldat_innen
für Auslandseinsätze zur Verfügung stehen
wird (1). Zudem sollen Führungsstrukturen
um- und die allgemeine Einstellungsdauer
ausgebaut werden sowie Investitionen in
neueres militärisches Equipment erfolgen.
Unterm Strich der Rechnung sollte damit
zum einen eine immense Kosteneinsparung,
zum anderen eine Steigerung der internatio-
nalen Anerkennung durch
größere Handlungsfähig-
keit in Militärbündnissen
stehen.
Doch wurde die Rech-
nung ohne den Wirt ge-
macht, der nicht nur

anders bilanziert, sondern auch noch auf sein
Trinkgeld besteht. Denn mit dem Wegfall
der Pflicht muss nicht nur das Anreiz- oder
Prämiensystem aufgestockt werden, damit
weiterhin viele Menschen beschließen ihr
kostbares Leben an den Staat zu verkaufen.
Auch für den Zivildienst – ohne den unzäh-
lige soziale Einrichtungen sprichwörtlich
einpacken können, weil ihnen die kosten-
günstigen Arbeitsplätze abhanden kommen
– müssen Ersatzregelungen gefunden und
finanzielle Mittel bereit gestellt werden.
Schlussendlich zählt die Bundeswehr (glück-
licher Weise) nicht zu den beliebtesten In-
stitutionen, so dass auch der Werbeetat be-
achtlich aufgestockt werden muss, will man
das  Rekrutierungsproblem in den Griff be-
kommen. So belaufen sich derzeit die unge-

planten, nun geschätzten Mehrkos-
ten auf ca. 2 Milliar-
den Euro. Oder noch

viel mehr, wie einige
Reformkritiker_innen

befürchten. Auch den er-
warteten internationalen
Prestigegewinn stellen
diese in Frage, ist doch die
Reform lediglich monetär

motiviert, nicht aber in ein klares sicherheits-
strategisches Konzept integriert. So fehlt
ihnen die sicherheitspolitische Herleitung
der Reformnotwendigkeiten und eine
Anknüpfung an die im „Weißbuch“ der Bun-
deswehr formulierten militärstrategischen
Zielsetzungen und Aufgaben der Armee.
Zwar passt der Umbau, weg von der Wehr-
pflicht, in das Bild der obsolet gewordenen
klassischen Landesverteidigung (2). Aller-
dings reicht das Argument, man wolle die
deutsche Beteiligung an Auslandseinsätzen
steigern, allein kaum aus, um die ge-
schichtsträchtigen „Staatsbürger in Uni-
form“ durch Söldner_innen zu ersetzen.
Insgesamt scheint also der geplante histori-
sche Meilenstein „Bundeswehrreform“ zum
strategisch kopflosen Unterfangen und fi-
nanziellen Nullsummenspiel zu mutieren.
Oder er schlägt als Bumerang zurück und
erzwingt weitere inhaltliche und organisa-
torische Umbauprozesse ungeahnten Aus-
maßes.

Kriegseinsatz im neuen GerüstKriegseinsatz im neuen GerüstKriegseinsatz im neuen GerüstKriegseinsatz im neuen GerüstKriegseinsatz im neuen Gerüst
Probleme und Folgen der BundeswehrreformProbleme und Folgen der BundeswehrreformProbleme und Folgen der BundeswehrreformProbleme und Folgen der BundeswehrreformProbleme und Folgen der Bundeswehrreform

Die Schuloffensive der BundeswehrDie Schuloffensive der BundeswehrDie Schuloffensive der BundeswehrDie Schuloffensive der BundeswehrDie Schuloffensive der Bundeswehr
Das Nachwuchs- und Akzeptanzproblem der Bundeswehr lässt sich am effektivsten durch
eine hohe Präsenz an Schulen lösen. Diese Erkenntnis ist nicht neu und wird seit Jahren in
zunehmendem Maß in die Praxis umgesetzt. Allein im Jahr 2009 führten Jugendoffiziere und
Wehrdienstberater bundesweit über 17.000 Veranstaltungen in Bildungseinrichtungen durch
und erreichten so knapp 400.000 (!) Jugendliche. Während sich die Wehrdienstberater direkt
mit der Nachwuchsrekrutierung beschäftigen, werden die gut geschulten Jugendoffiziere als
Expert_innen in Fragen Sicherheits- und Bildungspolitik eingeladen. In Präsentationen oder
mit Hilfe des eigens entwickelten Planspiels „Pol&IS (Politik und Internationale Sicherheit)
vermitteln sie jungen Menschen die vermeintliche Notwendigkeit von Armeen und „infor-
mieren“ über die „friedensstiftenden Maßnahmen“ der Bundeswehr im Ausland. Unterstützt
wird diese Schuloffensive durch Lehrerfortbildungen und Seminare für Referendar_innen, die
kostenlosen Unterrichtsmaterialien „Frieden & Sicherheit“ und Kooperationsvereinbarungen
mit den Kultusministerien der Bundesländer. Letzteres ist eine besonders favorisierte Strate-
gie, um auch künftig einen einfacheren Zugang zu Schuleinrichtungen zu erhalten: Acht
Bundesländer – seit Dezember 2010 auch Sachsen – haben bereits Vereinbarungen mit der
Bundeswehr abgeschlossen und wollen die Zusammenarbeit künftig intensivieren.
Auch hier lohnt und formiert sich jedoch Widerstand: Verschiedenste Organisationen mobi-
lisieren derzeit lokal, landes- oder bundesweit gegen etwaige Kooperationsvereinbarungen
und die Präsenz der Bundeswehr an Schulen. Dabei ist der „Beutelsbacher Konsens“, der die
Mindestanforderungen an politische Bildung festlegt und dabei das Kontroversitätsgebot und
Überwältigungsverbot aufstellt, ein wichtiges Argument, um der Bundeswehrpräsenz an Schulen
Einhalt zu gebieten.
Infos u.a. im IMI-Factsheet: http://imi-online.de/download/factsheet_BW_Schule2010.pdf
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Doch diese Entwicklungen sind leider kein
Grund zur Freude für Militärgegner_innen.
Obgleich mensch herzlich darüber streiten
kann, ob nun die Wehrpflicht oder die
Freiwilligenarmee das kleinere Übel darstellt,
wird doch v.a. deutlich, dass mit dieser Re-
form nicht abgerüstet, sondern massiv aufge-
rüstet wird. Denn zukünftig wird es mehr
Soldat_innen geben, die in aller Welt für
deutsche Interessen (gewalt-)tätig werden,
die Weltpolitik in erschütternder Weise
maßgeblich mit beeinflussen und dabei hel-
fen, dass bestehende Konflikte zu endlos an-
mutenden Kriegen ausufern. So waren in den
letzten 20 Jahren insgesamt über 300 000
Soldat_innen in 37 Auslandseinsätzen ak-
tiv. Derzeit gibt es 12 laufende Auslandsein-
sätze unter der Beteiligung Deutschlands mit
über 7000 Bundeswehrkräften (3). Zur lang-
fristigen Friedenssicherung tragen die militä-
rischen Interventionen aber in den seltens-
ten Fällen bei. Zudem lehrt uns auch das
Beispiel Afghanistan, dass die Abzugspers-
pektive ein hart umstrittenes und schwieri-
ges Thema ist, wenn die „internationale Ge-
meinschaft“ einmal angefangen  hat mitzu-
mischen. Es profitieren also oftmals lediglich
die Rüstungsindustrie und jene Akteure, die
im Schatten der aktuellen „Friedensstifter“
ihre Geschäfte abwickeln können.
Weiter wird sich durch die Reform das Kli-
entel der deutschen Waffenträger_innen
wohl zugunsten derjenigen verschieben, die
keine kritische Haltung oder eine geringere
Hemmschwelle gegenüber der Anwendung
von Gewalt in verschiedensten Ausprägun-
gen haben – schließlich haben sie sich be-
wusst (wenn auch nicht unbedingt durch-
dacht) für diesen Job beworben. Es ist auch
erwartbar, dass der Großteil der künftigen
Soldat_innen, analog zu den Entwicklun-
gen in den USA, eher aus jenen Menschen
besteht, die für sich kaum anderweitige Ein-
kommensperspektiven sehen. Schon jetzt
beträgt der Anteil der Soldat_innen im Aus-
landseinsatz, die aus den strukturschwachen
Regionen in Ostdeutschland kommen, rund
50% und liegt bei den „niederen“ Rängen
sogar bei 62,5% (4).
Schlussendlich wird die Bundeswehr durch
ihre Nachwuchssorgen auch im Inneren in

immer unerträg-
licherem Ausmaß
auf sich aufmerksam
machen müssen.
Bereits jetzt be-
müht sie sich
um  Akzeptanz-
steigerung und Re-
krutenwerbung: Durch In-
fostände auf öffentli-
chen Plätzen, Mes-
sen und Stadtteil-
festen; Werbung in
Arbeitsämtern, Schu-
len und Universitäten;
Sponsoring bei Sportverei-
nen; mediale Offensiven in
Film, Zeitung, Radio und Internet; Anzei-
gen in Straßenbahnen oder durch eigene öf-
fentliche Veranstaltungen. Eine Verstärkung
der Bemühungen sich als attraktiver Arbeit-
geber und kompetenter sowie kosten-
günstiger Ausbilder zu präsentieren (z.B.
durch ein kostenfreies Studium), ist bereits
beschlossene Sache. Eine besonders heraus-
stechende Strategie ist hierbei die verstärk-
te und zunehmend institutionalisierte Prä-
senz an Schulen, wo sich Jugendoffiziere als
Expert_innen im Bereich der Sicherheits-
politik und der politischen Bildung geben
und Jugendlichen sowohl die vermeintliche
Notwendigkeit von Militär vermitteln, als
auch die Bundeswehr als coolen und „siche-
ren“ Arbeitgeber bewerben (siehe Kasten). (momo)

Alte Probleme, neueAlte Probleme, neueAlte Probleme, neueAlte Probleme, neueAlte Probleme, neue

BrisanzBrisanzBrisanzBrisanzBrisanz

(1) Die Bundeswehr umfasst derzeit ca. 250.000 Soldat_innen, von denen „nur“ ca. 7000 in
Auslandseinsätze geschickt werden (können). In Zukunft soll die gesamte Armee nur noch
aus ca. 180.000 Menschen bestehen, von denen dann ca. 15.000 (mindestens aber 10.000)
im Ausland tätig sein sollen. Durch den Personalumbau und die Neuerung, dass alle freiwil-
lig Wehrdienstleistenden auch ins Ausland geschickt werden können, sollen aber insgesamt
über 130.000 der Soldat_innen für etwaige Auslandseinsätze ausgebildet sein. (Friedensjournal
Nov. 2010 und „Blätter für deutsche und internationale Politik“ 3/2011)
(2) Die Geschichte der Bundeswehr begann 1955 unter Adenauer (unter heftigen Auseinan-
dersetzungen, ob Deutschland überhaupt je wieder über eine Armee verfügen sollte) der
diese als „Verteidigungsarmee“ aus dem Bundesgrenzschutz heraus gründete. Ziel war hier
die klassische Landesverteidigung im Falle eines Angriffs vom kommunistischen Gegner;
Kernelement die Wehrpflicht – auch um die weltanschauliche Entfernung der Soldat_innen
vom Staatsbürger zu verhindern. Mit Ende des Kalten Krieges und dem Wegfall der direkten
„Landesbedrohung“, wandelte sich die ehemalige Verteidigungsarmee sukzessive zur An-
griffsarmee, um deutsche Interessen in aller Welt umzusetzen.
(3) Die derzeitigen Einsätze: ISAF in Afghanistan und Usbekistan (4765 Soldat_innen);
KFOR im Kosovo (1490  Soldat_innen); „Atalanta“ um Somalia (330  Soldat_innen);
UNIFIL im  Libanon (300  Soldat_innen); „Active Endeavour“ im Mittelmeer (215
Soldat_innen); EUFOR Bosnien-Herzegowina (125  Soldat_innen); „Statairmedevac“ mit
Flugbasis in Deutschland (40  Soldat_innen); UNMIS im Sudan (32  Soldat_innen); EUTM
Somalia (10  Soldat_innen); UNAMID im Sudan (5  Soldat_innen); EUSEC im DR Kongo
(3  Soldat_innen); UNAMA in Afghanistan (1 Soldat). (Friedensjournal Nov. 2010)
(4) Eine umfassende Analyse zu den neuen Rekrutierungsherausforderungen der Bundes-
wehr machte kürzlich die IMI: http://www.imi-online.de/2011.php?id=2257
(5) Einige wichtige Seiten zum Thema: www.imi-online.de; www.dfg-vk.de; www.kehrt-
marsch.de; www.bundeswehr-wegtreten.org

Bei so viel Präsenz im Inneren und
Schadensverrichtung außerhalb

Deutschlands ist breiter Widerstand
wichtig. Glaubte man früher, die Frie-

densbewegung der 60er und 70er
sei „ausgestorben“, ist doch seit

1999, dem Beginn der deut-
schen Beteiligung an Aus-

landseinsätzen, eine
kleine Renaissance
und Zulauf bei den

Friedensbewegten zu
vernehmen. In nahezu je-

der größeren Stadt gibt es
inzwischen (wieder) Menschen

die sich zusammenfinden, um gemeinsam ge-
gen den Afghanistan-Einsatz mobil zu ma-
chen, oder der öffentlichen Bundeswehr-
präsenz ihren Protest entgegen zu setzen.
Zudem gibt es einige Organisationen sowie
unzählige Internetseiten und Blogs, auf de-
nen sich vernetzt und inhaltlich diskutiert
wird, Informationen zusammengestellt,
Aktionsideen gesammelt und Materialien zur
Verfügung gestellt werden (5). Besonders
jetzt, wo durch die Bundeswehrreform das
weltweite Töten und Kämpfen im Namen
„westlicher Werte“ wieder verstärkt salon-
fähig gemacht werden soll, ist lautstarker
und unmittelbarer Protest vor der Haustür
das gebotene Mittel der Stunde.

Mit Verstand zumMit Verstand zumMit Verstand zumMit Verstand zumMit Verstand zum

WiderstandWiderstandWiderstandWiderstandWiderstand

Am 28. März, ab 18
Uhr, findet eine öffentliche
Protestkundgebung auf dem

Marktplatz in Halle statt. Anlass ist eine
Abendveranstaltung zu Afghanistan von

der Gesellschaft für Wehr- und
Sicherheitspolitik.
Engagiert euch!
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Theorie & Praxis

Sonderzug ins Tierreich (Teil 2)
Zur Kritik der SoziobiologieZur Kritik der SoziobiologieZur Kritik der SoziobiologieZur Kritik der SoziobiologieZur Kritik der Soziobiologie

ie wenig erkenntnisfördernd die sog.
„Sarrazin-Debatte“ der letzten Mo-

nate auch war, so hat sie immerhin gezeigt,
wie verbreitet und akzeptiert biologistische
Erklärungsmuster noch immer sind. Dass
Sarrazin mit seinen „Thesen“ über den
Kinderreichtum der „Unterschicht“ und die
angeblich erbliche Dummheit bei Mi-
grant_innen an eine gut 200jährige Tradi-
tion eugenischen Denkens anknüpft, habe
ich im letzten Heft gezeigt.
Hier soll nun die Entwicklung der letzten
Jahrzehnte betrachtet werden. Denn obwohl
nach den Erfahrungen der NS-Rassenpolitik
und der Massenvernichtung „unwerten Le-
bens“ in den KZ´s die eugenische Theorie
und Praxis gründlich diskreditiert schien, war
damit das biologistische Denken keineswegs
aus der Wissenschaft verbannt: Mit der in
den 1970er Jahren entstehenden Soziobiolo-
gie wurde der Diskurs auf neuer Ebene wieder
aufgenommen. Eben diese soll hier genauer
betrachtet werden.

„Soziobiologie ist die Wissenschaft von der bio-
logischen Grundlage jeglicher Form des sozia-
len Verhaltens bei allen Arten von Organismen
einschließlich des Menschen.“ So formulierte
es der US-amerikanische Biologe Edward O.
Wilson, der den Begriff mit seinem 1975 er-
schienenen Buch „Sociobiology: The New
Synthesis“ populär machte. Die Soziobiologie
ist also ein Sonderzweig der Biologie, der
(anknüpfend an Evolutionsbiologie, Verhal-
tensforschung und Genetik) das Sozial-
verhalten von Lebewesen unter biologischen
Gesichtspunkten untersucht.
An diesem Minimalprogramm ist noch we-
nig auszusetzen. Dass

alles menschliche Verhalten biologische
Grundlagen hat, dass man einen Körper
braucht, um sich irgendwie verhalten zu
können, ist schließlich eine banale Feststel-
lung. Das von Wilson formulierte Maximal-
programm weist aber in eine andere Rich-
tung, wenn er meint: „Der Übergang von
einer rein phänomenologischen Theorie zu ei-
ner fundamentalen Theorie wird der Soziolo-
gie erst möglich sein, wenn das menschliche
Gehirn in seinen neuronalen Zusammenhän-
gen vollständig erklärt ist (…) Erkennen und
Wahrnehmung werden sich als Schaltkreise
verstehen lassen (…) Hat sich die neue Neuro-
biologie erst einmal die Psychologie einverleibt,
wird sie der Soziologie ein dauerhaftes Netz
aus übergeordneten Prinzipien bescheren.“ Die
Biologie soll also der Soziologie die nötige
Basis liefern: Nur so könnte man dazu kom-
men, nicht mehr nur zu beschreiben, was
Menschen tun, sondern auch zu erklären,
warum sie es tun – die Gründe dafür seien
also im Wesentlichen biologisch. Die Lü-
cke zwischen Minimal- und Maximal-
programm wird dabei per Kurzschluss über-
brückt: Menschliches Verhalten hat eine bio-
logische Basis, also ist es auch nur biologisch
zu erklären.
Die Logik hinkt. Schließlich ist die Basis
einer Sache noch nicht die Sache selbst.
Zudem ist das menschliche Verhalten nicht
nur biologisch, sondern auch durch die noch
grundlegenderen Gesetzmäßigkeiten der
Physik bedingt – erklären lässt es sich mit
diesen nicht. Nehmen wir z.B. die Vorgänge
bei einer Parlamentswahl: Diese stehen na-
türlich ganz im Einklang mit den Gesetz-
mäßigkeiten der Schwerkraft und der Ther-
modynamik. Aber auch wenn man noch die
Quantenmechanik dazunimmt, lässt sich da-

mit nicht sinnvoll erklären, warum z.B.
die FDP bei den letzten Landtags-
wahlen so schlecht abgeschnitten

hat. Anders gesagt: Nur weil mensch-
liches Verhalten physikalische und biolo-

gische Grundlagen hat, lässt es sich noch
nicht aus diesen ableiten.
Aber eben dies versucht die Soziobiologie,
Wilsons Kurzschluss folgend. Lebewesen (so

die Ausgangsthese) verhalten sich so oder
so, weil sich dieses Verhalten in der Evoluti-
on durchgesetzt hat. Die Hauptfrage ist dem-
nach, inwiefern ein Verhalten „adaptiv“ ist,
also Vorteile bei der Weitergabe des Erb-
guts mit sich bringt. Dies setzt voraus, was
eigentlich erst noch zu beweisen wäre, dass
die betreffenden Verhaltensmuster genetisch
bedingt sind. Der amerikanische Biologe
Richard Dawkins (der viel dazu beigetragen
hat, die soziobiologische Sicht populär zu
machen) spricht in diesem Zusammenhang
vom „egoistischen Gen“: Die Gene haben
kein anderes Ziel, als sich zu reproduzieren,
und bringen darum ihre jeweiligen „Über-
lebensmaschinen“ dazu, sich diesem Ziel
entsprechend zu verhalten.

Nun sollte man den soziobiologischen Be-
griff von „Egoismus“ nicht mit dem Alltags-
gebrauch des Wortes verwechseln. So gilt
für Dawkins jedes Verhalten als egoistisch,
wenn es dem Überleben der Gene dient: „Es
ist wichtig, sich darüber klar zu werden, dass
die oben gegebenen Definitionen von Altruis-
mus und Egoismus sich am objektiven Verhal-
ten orientieren und nicht an Intentionen. Ich
beschäftige mich nicht mit der Psychologie der
Motive (…) Meine Definition fragt nur nach,
ob der Effekt einer Handlung darin besteht,
die Überlebenschancen des mutmaßlichen Al-
truisten beziehungsweise des mutmaßlichen
Nutznießers zu verringern oder zu vergrößern.“
Dawkins´ These, nur egoistisches Verhalten
sei evolutionär erfolgreich, läuft also auf ei-
nen Zirkelschluss hinaus – wenn das Ver-
halten nicht erfolgreich wäre, könnte es ja
nicht als egoistisch gelten.
In seinem Buch „The Selfish Gene“ versucht
Dawkins nun, anhand idealtypischer Mo-
delle genauer zu bestimmen, unter welchen
Bedingungen sich die Gene weitervererben
oder eben nicht. So will er z.B. erklären,
wie altruistisches Verhalten mit dem „Ego-
ismus“ der Gene in Einklang zu bringen ist.
Wie das geht, demonstriert Dawkins mit
folgender Rechnung: „Ein Gen für das selbst-

Zurück zur Natur!Zurück zur Natur!Zurück zur Natur!Zurück zur Natur!Zurück zur Natur!

Schwule MoleküleSchwule MoleküleSchwule MoleküleSchwule MoleküleSchwule Moleküle
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mörderische Retten von fünf Vettern würde in
der Population nicht zahlreicher werden, aber
ein Gen zum Retten von fünf Brüdern oder
zehn Vettern würde dies sehr wohl. Damit ein
selbstmörderisch egoistisches Gen erfolgreich ist,
muss es mehr als zwei Geschwister (…) oder
mehr als vier Halbgeschwister (…) retten und
so weiter.“ Schließlich liegt die Wahrschein-
lichkeit, dass die Geschwister das gleiche Gen
in sich tragen, bei 1:2, bei Halbgeschwistern
bei 1:4 usw. Mindestens so viele müssen also
gerettet werden, damit es sich für das Über-
leben des Gens auszahlt.
Die Rechnung ist zwar hanebüchen, aber
Dawkins ist nur konsequent: Schließlich gilt
ihm ein Verhalten nur dann als altruistisch,
wenn es die Überlebenschancen des Indivi-
duums verringert, also wirklich tendenziell
selbstmörderisch ist. Das Gen für „selbst-
mörderischen Altruismus“ bleibt aber den-
noch reine Spekulation – auch wenn es sich
in dieser Weise durchsetzen könnte, heißt das
noch lange nicht, dass es tatsächlich exis-
tiert.
Ähnlich spekulativ argumentieren manche
Biolog_innen, um andere menschliche Ver-
haltensweisen  zu begründen, etwa in Bezug
auf das flapsig so genannte „Schwulen-Gen“.
Da sich Homosexuelle bekanntlich nicht fort-
pflanzen, ist es schwierig zu erklären, wie
dieses fiktive „Schwulen-Gen“ trotzdem ver-
erbt werden kann. Darum verweist die
Soziobiologie aufs Tierreich: So gibt es bei
vielen Vogelarten so genannte „Nesthelfer“,
Tiere also, die auf Fortpflanzung verzichten
und dafür anderen Gruppenangehörigen bei
der Aufzucht der Jungen helfen. So ähnlich,
meinen nun die Biolog_innen, sei es auch
bei den Homosexuellen: Die würden sich
zwar nicht fortpflanzen, sich dafür aber um
die Kinder ihrer (ebenfalls das „Schwulen-
Gen“ in sich tragenden) Verwandten küm-
mern, damit die „Gesamtfitness“ der Grup-
pe steigern und so indirekt dafür sorgen, dass
auch das Gen weitervererbt wird.
Das ist zwar Nonsens, aber immerhin ein
gutes Beispiel für die Beliebigkeit der
soziobiologischen Argumentation. Beginnen
wir bei der Behauptung, wir hätten es bei
den tierischen „Nesthelfern“ und der
menschlichen Homosexualität mit zwei we-
sensgleichen Phänomenen zu tun: Hier wird

einfach ein menschliches Verhalten ins Tier-
reich projiziert und dann wiederum glück-
lich aus der Natur „abgeleitet“. Der Er-
kenntnisgewinn tendiert dabei großzügig
gegen Null: So wie man durch die Beobach-
tung eines Wolfsrudels nichts über Pelikane
lernt, so sagt das Verhalten von Vögeln auch
nichts über Menschen aus.
An dieses logisch fragwürdige Manöver
schließt sich nahtlos ein zweiter Zirkel-
schluss an, der sich etwa so zusammenfassen
lässt: Lebewesen verhalten sich so und so,
weil das Verhalten „adaptiv“ ist – das Ver-
halten muss adaptiv sein, sonst hätte es sich
gar nicht entwickelt. Jede Eigenschaft be-
weist also schon durch ihre bloße Existenz,
dass sie evolutionär vorteilhaft ist. Und mit
etwas Mut zur Willkür lässt sich bei jedem
menschlichen Verhalten ein solcher Vorteil
finden, vor allem wenn man noch so schwam-
mige Konzepte wie die „Gruppenfitness“ ins
Spiel bringt.

So wie in der soziobiologischen Argumenta-
tion menschliche Verhaltensweisen aufs Tier-
reich projiziert werden, so werden auch phä-
notypische Merkmale auf den Genotyp pro-
jiziert: Ein Lebewesen zeigt
diese oder jene Merk-
male, weil diese –
als codierte Infor-
mation – schon
in seinem Ge-
nom ent-
h a l t e n
sind. In
diesem Sinne
handelt es sich
bei den „Genen“ um eine ge-
dankliche Abstraktion, die man nicht mit
der realen DNA als biochemischem Bestand-
teil der Zelle verwechseln sollte. Die Gene
werden als „unbewegte Beweger“ gedacht,
als erste Ursache der Kausalkette, an deren
Ende der fertige Organismus steht.
Passend dazu schreibt z.B. Richard Dawkins
die gesamte Naturgeschichte als Geschichte
der (von ihm „Replikatoren“ genannten)
Gene. Nachdem diese im Urmeer durch
chemische Prozesse entstanden waren und

sich in steter Konkurrenz weiterentwickelt
hatten, begannen sie irgendwann, so
Dawkins, um sich herum Organismen zu
produzieren: „Auf diese Weise mögen die ers-
ten lebenden Zellen entstanden sein. Die Repli-
katoren fingen an, nicht mehr einfach nur zu
existieren, sondern für sich selbst Behälter zu
konstruieren, Vehikel für ihr Fortbestehen.“ Die
Organismen erscheinen als bloße Anhäng-
sel des Genoms, wenn Dawkins schreibt:
„Sie [die Replikatoren] sind in dir und in mir,
sie schufen uns, Körper und Geist, und ihr Fort-
bestehen ist der letzte Grund unserer Existenz
(...) Heute tragen sie den Namen Gene, und
wir sind ihre Überlebensmaschinen.“
Wenn man sich die Gene als „Ur-Sache“
allen Lebens denkt, ist dieser Schöpfungs-
mythos nur die logische Konsequenz.
Allerdings schreibt Dawkins der DNA da-
mit Fähigkeiten zu, die sie schlichtweg nicht
besitzt. Denn diese ist für sich genommen
nur „tote Information“ – wirksam werden
kann sie nur innerhalb der Zelle, durch ein
komplexes Zusammenspiel aller Zell-
bestandteile. Außerhalb der Zelle „macht“
die DNA gar nichts. Es ist also unklar, wie
sie es angestellt haben sollte, aus eigener
Kraft Zellwände und Organismen um sich
herum zu konstruieren.

Damit erweist sich auch die Vor-
stellung von der DNA als

oberster Steuerungs-
einheit des
Organismus
als Fiktion.

So müssen die
realen Gene, also jene

Abschnitte des DNA-
Strangs, die an der Produk-

tion von Proteinen beteiligt
sind, eine ganze Reihe von Proze-

duren durchlaufen, bis am Ende ein Protein
entsteht. Zunächst muss der DNA-
Doppelstrang zu RNA aufgespalten werden.
Dann wird von der RNA eine „Kopie“ (das
so genannte Primärtranskript) gemacht. Diese
wird weiter bearbeitet, in Stücke zerlegt,
manche Teile aussortiert, der Rest neu ge-
ordnet und zusammengesetzt, wobei unter-
schiedliche Varianten der Neuzusammen-
setzung möglich sind – das ursprüngliche
Gen ist also nicht nur auf die „Mitarbeit“

Unbewegte BewegerUnbewegte BewegerUnbewegte BewegerUnbewegte BewegerUnbewegte Beweger
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der anderen Zellbestandteile angewiesen,
sondern auch weit davon entfernt dafür zu
sorgen, dass ein bestimmtes Protein gebil-
det wird. Die Zelle wirkt auch aktiv daran
mit, eventuelle „Fehler“ des Genoms auszu-
gleichen, wie sich z.B. bei Experimenten
zeigte: So wuchsen aus Eizellen, bei denen
(am Aufbau vermeintlich lebenswichtiger
Enzyme beteiligte) Abschnitte der DNA
entfernt worden waren, trotzdem lebensfä-
hige und offensichtlich gesunde Tiere heran.
Die phänotypischen Merkmale sind also
nicht als bloße Widerspiegelung einer im
Genotyp enthaltenen „Information“ zu be-
greifen, sondern eher als Ergebnis eines
Entwicklungsprozesses, an dem eine Vielzahl
von wechselwirkenden Faktoren beteiligt ist.
Nehmen wir nur die Fähigkeit schnell zu
rennen: Diese scheinbar so einfache Eigen-
schaft hängt unter anderem vom Knochen-
bau ab, von den Muskeln, von der Leistungs-
fähigkeit von Herz und Lungen usw. Es ist
also nicht nur ein Gen, ein  Protein, ein Or-
gan daran beteiligt, sondern das Ergebnis
„Geschwindigkeit“ ergibt sich erst aus dem
Zusammenspiel einer langen Reihe von Ge-
nen, Proteinen und Organen. Zutreffend
wäre also höchstens, dass ein Tier in Erman-
gelung eines bestimmten Gens unfähig zum
schnellen Laufen würde (weil ihm z.B. alle
Knochen brechen würden, wenn es zu ren-
nen anfängt) – was nicht ganz dasselbe ist
wie ein Gen für schnelles Laufen.

Obwohl der „genetische Determinismus“
also auf wackeligen Beinen steht, ist er
als Theorieansatz innerhalb der Biolo-
gie und Medizin immer noch vorherr-
schend. Nicht zuletzt werden entspre-
chende Forschungsprojekte von
privater und staatlicher Seite
immer noch überpropor-
tional gefördert. Aber auch
die Aussicht auf gute Pu-
blicity dürfte die Wis-
senschaftler_innen
mitunter leiten:
Meldungen
über die Ent-
deckung an-

geblich genetischer Ursachen z.B. von „Ag-
gression“ oder „Kriminalität“ sorgen eben
für mediale Aufmerksamkeit. Berichte die-
ser Art wurden in den letzten zwei Jahr-
zehnten immer wieder von der Presse kol-
portiert. In den entsprechenden Artikeln
nahm meist ein Gen eine zentrale Rolle ein,
das an der Produktion des Enzyms Mono-
aminooxidase-A (MAOA) beteiligt ist. Die
These lautete nun, eine Mutation dieses
Gens – das so genannte MAOA-L-Gen –
könnte die Ursache für Kriminalität sein.
In einer kürzlich veröffentlichten Studie
meinten neuseeländische Wissenschaft-
ler_innen, Menschen mit dem MAOA-L-
Gen hätten eine erhöhte Neigung, sich kri-
minellen Banden anzuschließen. Nun ist die-
ses Gen bei ca. einem Drittel aller Männer
zu finden, wovon die meisten niemals Mit-
glied einer Gang waren. Zudem ergebe sich,
so die Forscher_innen, die erhöhte Neigung
zur Kriminalität erst dann, wenn die betref-
fenden Personen zusätzlich in ihrer Kind-
heit misshandelt oder missbraucht wurden.
Von der Übermacht der Gene bleibt nur die
schöne Schlagzeile.
Es geht hier aber nicht nur um einen Form-
fehler in der Darstellung der Ergebnisse. Das
Problem besteht  vielmehr darin, dass kom-
plexe Handlungsmuster wie „Aggression“
oder „Kriminalität“ ebenso als phänotypi-
sche Merkmale behandelt werden wie z.B.
die grüne oder blaue Augenfarbe eines Men-
schen. Nur ist „Kriminalität“ kein einheitli-
ches Phänomen – einen Ladendiebstahl und
einen Mord verbindet nur, dass es sich bei

beiden um sozial uner-
wünschte und gesetz-
lich verbotene Ver-
haltensweisen han-
delt. Auch „Aggres-

sion“ ist keine Ei-
genschaft, son-
dern eine Form

der Interaktion
innerhalb eines so-

zialen Zusammen-
hangs. Es ist Unfug,

das Verhalten
von Famili-
envätern, die

Frau und Kin-

der schlagen, mit dem von Streikenden, die
mit der Polizei kämpfen, unter den Sam-
melbegriff „Aggression“ zu packen und dann
zu meinen, man hätte ein einheitliches Phä-
nomen vor sich – unter diesem Blickwinkel
ließe sich selbst der 2. Weltkrieg als über-
große Kneipenschlägerei verstehen.
Dass dies eine eher absurde Sichtweise ist,
fällt auch manchen Soziobiolog_innen auf.
Sie variieren das Motiv etwa folgender-
maßen: Natürlich gibt es auch andere Grün-
de, aber ein bisschen Schuld hat auch die
Natur. So sagt es z.B. der österreichische
Biologe Franz Wuketits: „Vielmehr erklärt
sich dieses Ereignis [der 2. Weltkrieg] aus ei-
nem Komplex von Faktoren, wozu Demago-
gie, Indoktrinierbarkeit, Ideologie und ökono-
mische Unsicherheit gehören. Wäre aber der
Mensch von Natur aus gut, ohne jede Neigung
zu Aggression und Gewalt, dann allerdings wäre
dieses schreckliche Ereignis kaum zu erklären.“
Ein interessanter rhetorischer Winkelzug:
Im ersten Satz nennt Wuketits einige öko-
nomische, ideologische und politische Fak-
toren, die mögliche Motive für aggressives
Verhalten sein könnten. Im zweiten Satz
macht er dann (mit der „Neigung zu Aggres-
sion und Gewalt“) die Aggression selbst zum
Motiv, indem er sie in diese Reihe einord-
net. Diese „Beweisführung“ läuft auf eine
bloße Floskel hinaus: Aggressives Verhalten
kommt eben von der Aggression. Das zu er-
klärende Phänomen wird also einfach nur
verdoppelt – das aggressive Verhalten wird
der „Aggression“ als einer im Menschen wir-
kenden Triebkraft zugeschrieben.
Versuchen wir es mal mit Vernunft: Natür-
lich können Menschen aggressiv werden
(sonst gäbe es tatsächlich keine Kriege). Aber
sie werden nicht wegen dieser Fähigkeit zur
Aggressivität aggressiv, sondern aus bestimm-
ten Ursachen und Motiven. So muss man
z.B. ein Rassist sein, um sich von der Haut-
farbe eines entgegenkommenden Passanten
zu aggressivem Verhalten bis hin zum Tot-
schlag provoziert zu fühlen. Das Motiv
kommt an erster Stelle, die Aggression stellt
sich erst hinterher ein, und sie ergibt sich
nicht aus den Genen, sondern aus dem sozi-
alen Kontext.
Nicht nur Soziobiolog_innen haben dieses
Verständnisproblem. So ist es in der so ge-

Gene machen KriegGene machen KriegGene machen KriegGene machen KriegGene machen Krieg
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nannten neorealistischen Schule der Politik-
wissenschaft üblich, zwischenstaatliche be-
waffnete Konflikte aus einer aggressiven
„menschlichen Natur“ zu erklären. Diese
Argumentation unterstellt nicht nur, dass
staatliches Handeln nur den Willen der
Untertanen exekutiert. Sie hat damit auch
eine eindeutige ideologische Entlastungs-
funktion: Wenn Staaten Krieg führen, dann
geben sie ihren Untertanen nur Gelegen-
heit, ihre archaischen Triebe auszuleben,
während in Friedenszeiten die staatliche
Herrschaft dazu dient, diese (sich etwa in
„kriminellem“ Verhalten äußernden) Triebe
auf ein sozialverträgliches Maß zu regulie-
ren.
Selbst kluge Menschen wie Albert Einstein
und Sigmund Freud konnten sich (in ihrem
unter dem Titel „Warum Krieg?“ veröffent-
lichten Briefwechsel) Kriege nur als Aus-
druck eines allgemein-menschlichen Hangs
zur Aggression erklären. Auch sie verstan-
den also nicht, wozu es die Institution der
Armee mit ihren Hierarchien, Befehlsketten
und harten Disziplinarmaßnahmen braucht:
Nämlich um dafür zu sorgen, dass die Sol-
daten auch dann andere Leute töten, wenn
sie selbst gerade nicht wütend sind – also um
einen immer möglichen Mangel an Aggressi-
on auszugleichen.
Man sieht: Gute Sachkenntnis auf einem Ge-
biet bedeutet nicht, dass man auch sonst
Ahnung hat. Wie Albert Einstein von Phy-
sik mögen auch die Soziobiolog_innen viel
von Biologie verstehen – das hindert sie
nicht, auf gesellschaftlichem Gebiet lieb ge-
wonnene Allgemeinplätze zu reproduzieren
und alle möglichen Sachverhalte unhinter-
fragt einfach als gegeben zu betrachten.

Solche unhinterfragten Vorannahmen wir-
ken auch auf die vermeintlich „objektive“
wissenschaftliche Arbeit zurück. Sie bestim-
men oft genug, welche Gegenstände über-
haupt als „interessant“ wahrgenommen wer-
den und mit welchen Fragestellungen
mensch sich diesen nähert. So wie wir im
Alltag ständig eine Unmenge an Details aus
unserer Wahrnehmung ausblenden müssen,
um überhaupt etwas Bestimmtes wahrneh-

men zu können, steht jede Wissenschaft vor
dem Problem, aus den unmittelbaren „Na-
turgegebenheiten“ alle bloß zufälligen Stör-
faktoren herauszufiltern, um die eigentlichen
Regelmäßigkeiten erkennen zu können.
Mitunter ist es aber schwierig zu entschei-
den, was an einem Phänomen wichtig ist.
Der menschliche Körper z.B. ist ein-
fach ein komplexes Gebilde, an dem
sich durch Wissenschaft und Technik
problemlos Millionen von Merkma-
len finden lassen – die Frage ist, wel-
che davon irgendwie bedeutungsvoll
sind. Rassisten picken sich einfach
die Merkmale heraus, die ihnen für
ihr Interesse (sich von anderen Men-
schengruppen abzugrenzen) nützlich er-
scheinen. Das heißt nicht, dass sie Recht
hätten, sondern nur, dass sie eben Rassisten
sind. Es ist z.B. naheliegend, dass sich bei
dunkelhäutigen Menschen auch Gene fin-
den lassen, die für ihre Hautfarbe verant-
wortlich sind. Eine Aussagekraft hat das aber
nur, wenn man Rassist ist, also Haut-
pigmente für eine unheimlich wichtige Sa-
che hält.
Nehmen wir als weiteres Beispiel mal das
Sarrazin´sche „Juden-Gen“: Sarrazin berief
sich dabei auf eine von der New York
University durchgeführte Studie, bei der an-
geblich große genetische Gemeinsamkeiten
zwischen orientalischen, osteuropäischen
und aus Spanien und Portugal stammenden
Juden festgestellt wurde. Diese Forschungs-
ergebnisse mögen durchaus zutreffend sein
– die Frage ist nur, was für Schlüsse man
daraus zieht.
So ist es z.B. Unsinn, wenn Professor Harry
Ostrer, der Leiter des Forschungsprojekts,
meint: „Unsere Befunde zeigen, dass es eine
genetische Basis für das Jüdischsein gibt.“ Dabei
verwechselt Ostrer leider Ursache und Wir-
kung: Nicht die Gene sind die Basis des
„Jüdischseins“, sondern das „Jüdischsein“
schlägt sich auch in der DNA nieder. Die
Untersuchungsergebnisse bestätigen also
nur, was man auch so schon wusste: Dass es
die soziale Gruppe der „Juden“ gibt, die
durch gemeinsame Religion und Traditio-
nen ebenso wie durch den Druck einer
oftmals feindlichen Mehrheitsgesellschaft
zusammengehalten wurde, weswegen die

Angehörigen dieser Grup-
pe auch eher unterein-
ander sexuelle Bezie-

hungen eingingen. Daraus
ergeben sich die genetischen
Gemeinsamkeiten, die also die Folge, nicht
Ursache der Gruppenbildung sind.
Solche Unterscheidungen sind mehr als eine
bloße Spitzfindigkeit. Denn gerade die an-
gebliche „Natürlichkeit“ der Gruppenzuge-
hörigkeit dient immer wieder als Begrün-
dung, um Menschen entsprechend dieser ver-
meintlich natürlichen Ordnung der Dinge
zu sortieren, für Vertreibungspolitik und Dis-
kriminierung. Dies mag nicht die Absicht
der meisten Soziobiolog_innen sein, so we-
nig wie es ihre Absicht sein dürfte, Kriege
oder kapitalistische Konkurrenz zu recht-
fertigen. Aber eben dies ist der Effekt, wenn
man sich die falschen Verhältnisse mit fal-
schen Mitteln zu erklären versucht – also
hinter jedem sozialen Phänomen eine bio-
logische Ursache wirken sieht. Und es ist
kein Wunder, dass solche „Erklärungen“ den
Sarrazins dieser Welt nur allzu gut in den
Kram passen.

(justus)

TrennlinienTrennlinienTrennlinienTrennlinienTrennlinien
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M it einer ungeheuren Brutali-
tät versuchen gegenwärtig die

Truppen des Diktators Muammar
al Gaddafi den Aufstand in Libyen
niederzuschlagen. Auch wenn es zum
gegenwärtigen Zeitpunkt (3.3.
2011) unmöglich ist, verlässliche
Prognosen über den weiteren Fort-
gang der Auseinandersetzungen zu
treffen, eines lässt sich jetzt schon
mit Sicherheit sagen: Diejenigen, die
nun im Namen von „Demokratie“
und „Menschenrechten“ eine Flug-
verbotszone oder gar eine westliche Militär-
intervention fordern, machen sich – ob be-
wusst oder unbewusst – zu Handlangern
derjenigen, denen es lediglich darum geht,
die Geschicke des Landes in „geordnete“ –
sprich: pro-westliche – Bahnen zu lenken.

Für die USA und die Europäische
Union ist Gaddafi, mit dem man in jüngsten
Jahren zwar recht profitabel kooperiert und
dabei mehrere Augen bei dessen Menschen-
rechtsverletzungen zugedrückt hat (bzw. im
Falle der Misshandlung von Migranten die-
se regelrecht ermutigte), ein zu unsicherer
Kantonist geworden. Die massiven westli-
chen Interessen im Land erfordern einen zu-
verlässigeren Sachwalter und der Aufstand
im Land eröffnet die Chance, einen solchen
zu installieren. Auf der anderen Seite ist aber
keineswegs ausgemacht, dass sich am Ende
der Auseinandersetzung eine pro-westliche
Regierung durchsetzt, weshalb das westli-
che Hauptinteresse darin besteht, über eine
militärische Involvierung einen Fuß in die
Tür zu bekommen, um die weiteren Ereig-
nisse maßgeblich mitbestimmen zu können.

Eine westliche Militärintervention
ist nicht nur mit massiven Risiken behaftet,
sondern sie würde auch jegliche emanzipa-
torische und progressive Lösung des Konf-
liktes in Libyen erheblich erschweren, wenn
nicht gar unmöglich machen. Denn der
Westen hat ausschließlich seine eigenen In-
teressen im Blick, nicht die der unterdrück-
ten libyschen Bevölkerung. Hierüber schei-
nen sich auch große Teile der Aufstands-
bewegung im Klaren zu sein, die ganz im
Gegensatz zu ihren – vermeintlichen –
Unterstützern im Westen eine Intervention
von außen strikt ablehnen.

Muammar Gaddafi hat eine bemerkenswer-
te Karriere hinter sich, innerhalb seiner
mittlerweile 42jährigen Diktatur wandelte
er sich von einem westlichen Hassobjekt al-
lerersten Ranges zu einem wichtigen Koope-
rationspartner. Einstmals war Gaddafi sogar
ein Hoffnungsträger für viele Linke in und
außerhalb des Landes, als dieser 1969 gegen
den damaligen libyschen König Idris putsch-
te: „Der Umsturz wurde im Land als ein Akt
der Entkolonialisierung verstanden. Gaddafi
ließ alle ausländischen Militärstützpunkte
schließen, darunter die riesige US-Air Base
Wheelus, die Ölindustrie wurde verstaat-
licht und sämtliche Italiener wurden zur
Ausreise gezwungen. […] Muammar al-
Gaddafi wurde in jenen Schichten des Lan-
des, die politische Veränderungen überhaupt
wahrnahmen, zunächst als Revolutionär und
Befreier akzeptiert.“[1] Soweit ersichtlich,
setzte Gaddafi zumindest anfangs sozialpo-
litisch auf eine progressive Politik: „[So] ver-
doppelte der Revolutionsrat als eine der ers-
ten Maßnahmen den Mindestlohn, senkte
die Mieten um 30-40% und verhängte ein
Preiserhöhungsverbot – bereits von Beginn
an sollte dem verarmten Land ein künftiges
Teilhaben am Wohlstand signalisiert wer-
den.“[2]
Kaum verwunderlich also, dass sich im Lau-
fe der 1970er die Konfrontation mit den USA
sukzessive zuspitzte, 1978 erließen die Ver-
einigten Staaten erstmals ein Embargo auf
militärische Güter. Vor allem aufgrund der
libyschen Verwicklung in Terroranschläge
verschärften sich die Konflikte ab dem Amts-
antritt Ronald Reagans nochmals erheblich.

Bereits 1981 erließ Washington ein
Handelsembargo und es kam zu ers-
ten militärischen Scharmützeln.
Den Höhepunkt erreichten die
Konflikte mit den Luftangriffen vom
15.04.1986, die offiziell als Vergel-
tung für den Anschlag auf die Berli-
ner Diskothek „La Belle“ stattfan-
den, für den die libysche Führung
mit verantwortlich gemacht wurde.
Ziel der Operation war es, Gaddafi
zu liquidieren, was allerdings nicht
gelang. Im Jahr 1992 verhängten die

Vereinten Nationen darüber hinaus auch mul-
tilaterale Sanktionen, sodass es westlichen
Firmen nahezu unmöglich war, im Land zu
operieren. [3]
So fand sich Gaddafi für viele Jahre weit
oben auf der Liste westlicher Staatsfeinde,
was sich erst ab 1999 wirklich ändern sollte,
als er zwei libysche Staatsangestellte über-
stellte, die der Verwicklung in das „Locker-
bie“-Attentat bezichtigt wurden, wofür die
Vereinten Nationen ihre Sanktionen gegen Li-
byen im Gegenzug suspendierten. Der Weg-
fall der UN-Sanktionen ermöglichte euro-
päischen Konzernen den Einstieg ins dorti-
ge Geschäft, weshalb sich in der Folge zahl-
reiche EU-Staatschefs regelrecht die Klinke
in die Hand drückten. So wurde Gaddafi
auch von Präsident Nicolas Sarkozy 2007
mit allen Ehren in Frankreich empfangen
und 2009 änderte Silvio Berlusconi beim
G8-Gipfel in Italien extra die Sitzordnung,
damit der libysche Diktator den Ehrenplatz
zu seiner Linken bekommen konnte (rechts
saß Barack Obama). Neben der wirtschaft-
lichen „Öffnung“ erwies sich Gaddafi vor
allem auch bei der brutalen Migrationsab-
wehrpolitik der Europäischen Union als
überaus williger und nützlicher Komplize.[4]

Während EU-Konzerne also be-
gannen, in Libyen „gute“ Geschäfte zu ma-
chen, wurde dies US-Firmen durch die fort-
bestehenden US-Sanktionen verboten. Aus
diesem Grund formierten sich bereits im Jahr
2000 zahlreiche wichtige US-Konzerne un-
ter dem Dach der „US-Libya Business
Association”, um Lobbying für eine Aufhe-
bung der US-Sanktionen zu betreiben. [5]
Nachdem Gaddafi 2003 bekanntgab, Liby-
en hätte zwar an Massenvernichtungsmitteln

Libyen: Intervention im Namen des Volkes?
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gearbeitet, sei aber zur Aufgabe der Program-
me bereit, normalisierten sich auch die Be-
ziehungen zu den USA rasch. Kurz darauf
wurde damit begonnen, die US-Sanktionen
schrittweise zu lockern und nachdem Liby-
en 2006 von der Liste der den Terror unter-
stützenden Staaten gestrichen worden war,
wurden sämtliche Sanktionen aufgehoben,
was auch US-Firmen endgültig den Einstieg
ins Libyen-Geschäft ermöglichte.
Nun konnten also die Geschäfte richtig los-
gehen, insbesondere auch, weil Gaddafi im
Laufe der Jahre auf einen neoliberaleren Kurs
umschwenkte und alles tat, um ausländi-
sche Investoren anzulocken. Insbesondere
wurde der vormals strikt nationalisierte Ener-
giesektor für ausländische Firmen geöffnet.
Von 2000 bis 2010 wurde zudem ein Drit-
tel der Staatsbetriebe privatisiert und laut
Regierungsangaben vom April 2010 sollte
in den Folgejahren „100 Prozent der Wirt-
schaft der Kontrolle privater Investoren über-
geben werden.“[6] Kein Wunder also, dass
der Internationale Währungsfonds Gaddafi
noch Ende 2010 hervorragende Noten für
seine Wirtschaftspolitik ausstellte. In einem
Bericht hieß es: „Der Ölsektor profitiert wei-
ter vom Bekenntnis zu ausländischen Di-
rektinvestitionen.“ Weiter lobte der Bericht
die „zahlreichen wichtigen Gesetze […] zur
Modernisierung der Wirtschaft“ sowie die
„Bemühungen, die Rolle des Privatsektors
in der Wirtschaft zu vergrößern.“[7]
Ob gewollt oder ungewollt, diese „Wirt-
schaftsreformen“ trugen sicherlich
nicht zur Verbesserung der sozialen
Situation im Land bei. Generell ist
von der Sozialpolitik, die zumindest
am Anfang der Gaddafi-Ära eine
wichtige Rolle spielte, wenig übrig
geblieben: „Libyen ist das reichste
nordafrikanische Land. […] Aber
dies spiegelt sich nicht in der wirt-
schaftlichen Situation des durch-
schnittlichen Libyers wider […] Die
Arbeitslosenquote beträgt überra-
schende 30% und die Jugendarbeits-
losigkeit 40-50%. Das ist die höchs-
te in Nordafrika. […] Auch andere Ent-
wicklungsindikatoren zeigen, dass wenige der
Petrodollars zum Wohlbefinden der 6,5 Mil-
lionen Libyer ausgegeben wurden. Das Bil-
dungsniveau ist geringer als im benachbar-
ten Tunesien, das über wenig Öl verfügt, und

die Analphabetenrate ist mit 20% überra-
schend hoch. […] Vernünftige Wohnungen
sind nicht zu bekommen und ein generell
hohes Preisniveau belastet die Haushalte
noch zusätzlich.“[8]
Gleichzeitig ging Gaddafi innenpolitisch
brutal gegen Kritiker vor, wie ein Blick in
den Jahresbericht von Amnesty International
zeigt. [9] Nun sind schwere Menschen-
rechtsverletzungen für die USA oder die
Europäische Union selten ein Grund, nicht
mit einem Regime bestens zu kooperieren,
solange die Kasse stimmt. Auch Gaddafi
machte hier keine Ausnahme, wie vor allem
die schamlose Zusammenarbeit bei der Mi-
grationsabwehr zeigt. Angesichts der ande-
ren Bereiche, in denen der libysche Dikta-
tor innerhalb der letzten zehn Jahre westli-
chen Interessen ebenfalls weit entgegenge-
kommen ist, drängt sich die Frage auf, wes-
halb er gleich zu Beginn des Aufstands –
ganz im Gegensatz zu den Diktatoren Ägyp-
tens und Tunesiens – vom Westen fallen-
gelassen wurde wie eine heiße Kartoffel, ja
mehr noch, weshalb offensichtlich darüber
nachgedacht wird, militärisch beim Sturz des
Diktators nachzuhelfen.

Zunächst gilt es festzuhalten, dass sich
Gaddafi deutlich von seinen kürzlich abge-
setzten Spießgesellen in Ägypten und

Tunesien unterscheidet. Während Hosni
Mubarak und Zine el-Abidine Ben Ali ein-
deutig westliche Marionettenfiguren waren,
trifft dies für Gaddafi nicht zu. Für ihn stand
und steht stets die eigene Agenda im Vor-
dergrund, für die er auch immer wieder be-

reit war, sich mit dem Westen anzulegen,
insbesondere im wichtigsten Bereich, dem
Ölsektor. Die Relevanz der libyschen
Ölvorkommen steht außer Frage, sie sind
mit 44,3 Mrd. Barrel die größten Afrikas.
Besonders für die Europäische Union, die 10%
ihrer Ölversorgung aus Libyen deckt, ist das
Land von enormer Bedeutung. Allein des-
halb besteht ein großes Interesse an Stabili-
tät und die ist mittlerweile mit Gaddafi ange-
sichts der Breite der Aufstandsbewegung auf
absehbare Zeit nicht mehr zu bekommen.
Zudem fiel infolge der Konflikte zwischen-
zeitlich etwa die Hälfte der libyschen Öl-
produktion weg, was zu einem sprunghaf-
ten Anstieg des Weltölpreises führte, der
zwischenzeitlich auf 120 Dollar pro Barrel
kletterte. Anhaltende Konflikte würden den
Ölpreis weiter unter Druck setzen und da-
mit eine erhebliche Belastung für die Öko-
nomien der Industrieländer darstellen.
Ein weiterer Aspekt, bei dem sich Gaddafi
als zunehmend hinderlich erwiesen hatte,
betrifft die Profitinteressen der Ölindustrie.
Westliche Firmen haben erhebliche Sum-
men in den libyschen Ölsektor investiert
bzw. Verträge mit astronomischen Summen
abgeschlossen – insgesamt ist von einer
Gesamtvolumen in Höhe von über 50 Mrd.
Dollar die Rede. So unterschrieb etwa die
italienische ENI 2007 einen Vertrag, der ihr
bei einer Investitionssumme von 28 Mrd.
Dollar Öl- und Gasversorgungsrechte bis ins
Jahr 2047 garantiert; die britische BP be-

zahlte im selben Jahr allein für das
Explorationsrecht auf einer Fläche
von 55.000 Quadratkilometern
über 900 Mio. Dollar und plant
in den kommenden Jahren bis zu
20 Mrd. Dollar zu investieren; und
die amerikanische Exxon zahlte
2008 für Explorationsrechte 97
Mio. Dollar. Auch die deutsche
RWE sicherte sich Öl- und Gas-
konzessionen im Sirte-Becken und
hat vor, etwa 700 Mio. Dollar zu
investieren, während die BASF-
Tochter Wintershall mit einem

Investitionsvolumen von 2 Mrd. Dollar in
Libyen engagiert ist.
Doch der Euphorie folgte schnell eine große
Ernüchterung, denn so ganz war auf Gaddafi
dann doch kein Verlass. Als er 2009 tatsäch-
lich „Eigentum“ der in Libyen operierenden

Westliche InteressenWestliche InteressenWestliche InteressenWestliche InteressenWestliche Interessen
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kanadischen Ölfirma Verenex wieder ver-
staatlichte, war der Unmut groß, wie ein
Branchenreport aus demselben Jahr zeigt:
„Wenn Libyen die Nationalisierung von Pri-
vatbesitz androhen kann; wenn es bereits
verhandelte Verträge neu aufmacht, um sein
Einkommen zu vergrößern oder ‚Tribut‘ von
Firmen zu extrahieren, die hier arbeiten und
investieren wollen; […] dann wird den Un-
ternehmen die Sicherheit verweigert, die sie
für langfristige Investitionen benötigen. […]
Libyen hat es versäumt, eine stabile Platt-
form bereitzustellen.“[10]
Aus Sicht der Ölindustrie bietet sich also
mit dem Aufstand die Möglichkeit, sich des
Diktators zu entledigen. Dass Gaddafi ge-
hen muss, scheint jedenfalls mittlerweile aus
westlicher Sicht unabdingbar geworden zu
sein. So äußerte sich der britische Premier-
minister David Cameron am 1.3.2011: „Für
die Zukunft Libyens und seiner Bevölke-
rung muss das Regime von Colonel Gaddafi
enden und er muss das Land verlassen.
Hierfür werden wir jede mögliche Maßnah-
me ergreifen, um Gaddafis Regime zu isolie-
ren, es von Geld abzuschneiden, seine Macht
zu verringern und sicherzustellen, dass je-
der, der für Misshandlungen in Li-
byen verantwortlich ist, dafür zur
Rechenschaft gezogen werden
wird.“[11] Andererseits bestehen in
den Reihen der Ölmultis auch gro-
ße Sorgen, dass aus den Auseinan-
dersetzungen eine Regierung her-
vorgehen könnte, die sich womög-
lich sogar noch unaufgeschlossener
gegenüber ihren Profitinteressen er-
weisen könnte, als es das Gaddafi-
Regime war, wie etwa das Magazin
Fortune befürchtet: „Unglücklicher-
weise könnten diese großen Deals mit hoher
Wahrscheinlichkeit wertlose Papierfetzen
werden, sollte Gaddafi das Land verlassen
müssen. Jede Regierung, die an die Macht
gelangen wird, wird zweifellos eine Neu-
verhandlung der Verträge wollen, was zu
weniger Profiten aufseiten der Ölfirmen füh-
ren könnte. Eine neue Regierung könnte
sogar die Industrie vollständig nationalisie-
ren und alle Ausländer aus dem Land wer-
fen.“[12]
Wie man es also dreht und wendet, für die
Ölindustrie und die westlichen Regierun-
gen besteht Handlungsbedarf. Ohne den

Aufstand hätte man wohl mit Gaddafi leben
und sich irgendwie arrangieren können: mit
einem Bürgerkrieg und fortgesetzten Unru-
hen, die nicht nur die Ölversorgung gefähr-
den, sondern auch die „Flüchtlingsgefahr“
erhöht, jedoch nicht. Und schon gar nicht
will man zulassen, dass sich in Libyen eine
Regierung etabliert, der womöglich das
Wohlergehen der Bevölkerung mehr am
Herzen liegt, als das ihrer Führungseliten
und westlichen Komplizen.

In den USA erschienen bereits unmittelbar
nach Ausbruch des Aufstandes zahlreiche
Artikel, die für ein bewaffnetes Eingreifen in
der ein oder anderen Form plädierten. Pro-
minent wahrgenommen wurde vor allem ein
gemeinsamer Brief vom 25.2.2011, der von
40 US-Außenpolitikern unterzeichnet wur-
de, darunter zwölf, die in der Bush-Regie-
rung teils hohe Posten innehatten. Er for-
derte Präsident Barack Obama auf, „sofort“
militärische Maßnahmen zum Sturz des
Gaddafi-Regimes vorzubereiten. [13] Auch

in linksliberalen Medien wie der New York
Times wurde für einen Krieg getrommelt.
Dort erschien am 27.2. ein Artikel, in dem
davor gewarnt wurde, dass infolge der Aus-
einandersetzungen Chaos ausbrechen und
sich im Zuge dessen Al-Kaida im Land fest-
setzen könne. Um dies zu verhindern, sei es
erforderlich, „eine fremde Schutztruppe“ für
eine Zeit lang im Land zu stationieren –
sprich: es zu besetzen. [14] Die US-Regie-
rung selbst schlug bereits am 22.2. harte
Töne an, indem Präsident Barack Obama
das berühmte „all options are on the table“
betonte, mit dem stets signalisiert wird, dass

eine Militärintervention ernsthaft in Betracht
gezogen wird.
Auf der anderen Seite des Atlantiks bot u.a.
der linksliberale Guardian Ian Birrel, dem
ehemaligen Redenschreiber David
Camerons, eine Plattform für seine Kriegs-
propaganda: „Die einzige Lösung ist eine
rasche Intervention, angeführt vielleicht von
Ägypten oder Tunesien, deren Armeen sich
in den letzten Wochen Respekt erworben
haben, um Gaddafi aus seiner Basis zu jagen
und seinem entsetzlichen Regime ein Ende
zu setzen.“ [15] Bereits früh wurde denn
auch gemeldet, dass die EU ernsthaft an An-
griffsoptionen arbeite: „Die EU-Staaten zie-
hen Diplomaten zufolge für den Fall einer
Katastrophe für die Menschen in Libyen
Militäraktionen in Betracht. ‚Wir machen
Notfallpläne mit verschiedenen Szenarien,
das ist eine Möglichkeit, an der wir arbei-
ten‘, sagte ein EU-Diplomat am Donnertag
[24.02] in Brüssel.“ [16]
Doch es blieb keineswegs allein beim Säbel-
rasseln. Sowohl die Vereinten Nationen als
auch die Europäische Union verhängten Sank-
tionen. Frankreich und Großbritannien äu-
ßerten die Absicht, die Aufständischen un-

terstützen zu wollen und Italien
kündigte einen Nicht-Aggressions-
pakt mit Libyen auf. Daniel Korski
vom einflussreichen European
Council on Foreign Relations liefert
einen Überblick über die derzeit in
Betracht gezogenen Militäroptio-
nen. In einem Artikel forderte er die
westlichen Staaten dazu auf, den
NATO-Militärausschuss anzuwei-
sen, mit der Ausarbeitung militäri-
scher Einsatzpläne für sechs Szena-
rien zu beginnen: „eine Flugverbots-

zone; eine Evakuierungstruppe zur Rettung
europäischer Staatsangehöriger; eine Trup-
pe, um Öl und Energieeinrichtungen zu
schützen; Luftunterstützung für Regierungs-
gegner; und, schlussendlich, eine größere
Interventionstruppe zum Schutz der Liby-
er.“ [17] Doch Militärexperten weisen laut-
stark darauf hin, dass jede dieser Optionen
mit erheblichen Risiken verbunden ist und
der Erfolg - gerade im Lichte der vergangenen
Interventionen – keineswegs garantiert wer-
den könne. In aller Deutlichkeit kritisierte
etwa der prominente Militärexperte Andrew
Exum das Kriegsgetrommel: „Ich bin ent-
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setzt darüber, dass liberale Interventionisten
weiter vorgaukeln, es sei einfach, humanitä-
re Krisen und regionale Konflikte durch die
Anwendung militärischer Gewalt zu lösen.
So leichtfertig über diese Dinge zu sprechen,
spiegelt ein sehr unreifes Verständnis der
Grenzen von Gewalt und der Schwierigkei-
ten und Komplexitäten heutiger Militär-
operationen wider.“ [18]

Inzwischen deutet alles darauf hin, dass eine
Flugverbotszone in Libyen errichtet werden
wird. Wer aber eine Flugverbotszone ein-
richtet, der muss diese gegebenen-
falls auch militärisch durchsetzen –
und das bedeutet einen Krieg zu füh-
ren. Der Chef des amerikanischen
Zentralkommandos, James Mattis,
betonte, man müsse „die Luftab-
wehr außer Kraft setzen, um eine
Flugverbotszone einzurichten.“ Man
dürfe sich keinen Illusionen hinge-
ben: „Dies wäre ein Militäreinsatz
und nicht etwa die einfache Ansage,
dass niemand mehr Flugzeuge ein-
setzen dürfe.“[19] Man sollte außer-
dem nicht vergessen, dass die Flugverbots-
zonen, 1991 über dem Nordirak (Operati-
on Provide Comfort) und 1993 über Bosni-
en und Herzegowina (Operation Deny
Flight), beide in eine westliche Militär-
intervention mitsamt anschließender Besat-
zung mündeten. Ein hellsichtiger Artikel wies
sowohl auf die eigentliche Intention als auch
auf die Folgen hin, die mit der Errichtung
einer Flugverbotszone einhergehen würden:
„Letztlich handelt es sich um eine Entschei-
dung mit politischen Folgen. Mit einem
Mandat für den Lufteinsatz würde die
Machtfrage ins Ausland verlagert. Wer aber
einmal mitmacht, der gerät auf die schiefe
Ebene, der wird sich nicht mehr entziehen
können, sollte Gaddafi über Wochen oder
gar Monate Widerstand leisten oder ein
Guerilla-Krieg ausbrechen. Dann würde der
Druck steigen, auch für einen Bodenein-
satz.“[20]
Ein praktisches Anschauungsbeispiel, auf
welche Weise die „Machtfrage ins Ausland
verlagert“ werden kann, liefert Jürgen
Chrobog, ehemals Staatssekretär im Aus-

wärtigen Amt, gibt an: „Es muss eingegriffen
werden. […] Ich halte eine Flugverbotszone
für unausweichlich.“ Hierfür und auch für
weitergehende Militärmaßnahmen sei „ei-
gentlich“ eine Mandatierung des Sicherheits-
rates erforderlich, wogegen sich vor allem
Russland und China sträuben: „Doch wenn
wir sie nicht kriegen, muss man überlegen,
wie weit man sonst vorgehen kann und wo
eine Rechtsgrundlage ist, und ich sagte ja,
ein Hilfsersuch auch der Menschen vor Ort,
der Menschen in Bengasi […] könnte letz-
ten Endes aus humanitären Gründen
vielleicht auch als ausreichend angesehen
werden.“[21]
So einfach ist es also: Im Namen der Huma-

nität folgt man dem Ruf der Opposition in
Bengasi und aufgrund der hehren Absichten
können dabei auch die Vereinten Nationen
übergangen und damit das Völkerrecht ge-
brochen werden. Ganz so simpel ist die Sa-
che jedoch nicht, denn innerhalb der liby-
schen Aufstandsbewegung reicht das Spek-
trum der Meinungen von der strikten Ab-
lehnung jeglicher westlichen Einmischung
über die ausschließliche Befürwortung einer
Flugverbotszone bis hin zu vereinzelten For-
derungen nach einer westlichen Militär-
intervention, wogegen sich aber die große
Mehrheit kategorisch ausspricht. Indem se-
lektiv auf die Kräfte gesetzt wird, die ohnehin
aufgeschlossen gegenüber einer westlichen
Involvierung sind, werden so auch pro-west-
liche Elemente innerhalb der Aufstands-
bewegung systematisch gestärkt und für die
Zukunft aufgebaut.

Auf westlicher Seite hat bereits fieberhaft
die Suche nach geeigneten „Kooperations-

partnern“ innerhalb der Aufstandsbewegung
begonnen. Man wolle der Opposition jegli-
che „Hilfe“ zur Verfügung stellen, heißt es
in den westlichen Hauptstädten, wohl nicht
zuletzt auch deshalb, weil man anders als
etwa in Ägypten oder Tunesien über wenig
Kontakte durch politische Stiftungen oder
militärische Kooperationsprogramme ver-
fügt. Eine Militärintervention soll demzu-
folge wahrscheinlich vor allem die Möglich-
keit eröffnen, einen Fuß in die Tür zu be-
kommen, um den Fortgang der Dinge maß-
geblich mitbestimmen zu können.
Wohl nicht zuletzt deshalb wird eine west-
liche Militärintervention innerhalb der Auf-
standsbewegung mehrheitlich abgelehnt.

Hafiz Ghoga, Sprecher des neuen
National Libyan Council, bestätigt
den Eindruck: „Wir lehnen eine
ausländische Intervention vollstän-
dig ab. Der Rest von Libyen wird
vom Volk befreit werden.“ [22]
Auch der Vorsitzende des National
Libyan Council, Mustafa Abdul
Dschalil, machte deutlich: „Wir
wollen keine ausländischen Solda-
ten hier.“[23] Ein Blick auf andere
vom Westen „befreiten“ Länder –
Kosovo, Afghanistan, Irak – genügt,

um sich die „Nebenwirkungen“ eines Mili-
täreinsatzes bewusst zu machen: „Das Bei-
spiel des [instabilen] Irak beängstigt jeden
in der arabischen Welt“, so Abeir Imneina,
Politikprofessorin an der Universität in
Bengasi. [24]

Muammar Gaddafi ist ein Verbrecher und
er gehört vor Gericht – besser früher als spä-
ter. Eine westliche Militärintervention zu
fordern, heißt jedoch den Bock zum Gärt-
ner machen, sie könnte auf absehbare Zeit
jeglicher Perspektive auf eine progressive
Regierung in Libyen den Dolchstoß verset-
zen: „Untrennbar mit den Forderungen nach
demokratischen Freiheiten verbunden ist ein
tiefgehendes Verlangen nach Unabhängig-
keit und Selbstbestimmung. […] Eine
Militärintervention würde nicht nur eine
Gefahr für Libyen und seine Bevölkerung
bedeuten, sondern auch für die Kontrolle
[ownership] dessen, was bislang eine voll-
ständig organische, hausgemachte Demo-
kratiebewegung in der gesamten Region
war.“[25] Leider scheint es genau das Ziel

Flugverbotszone: DieFlugverbotszone: DieFlugverbotszone: DieFlugverbotszone: DieFlugverbotszone: Die

Machtfrage ins AuslandMachtfrage ins AuslandMachtfrage ins AuslandMachtfrage ins AuslandMachtfrage ins Ausland

verlagernverlagernverlagernverlagernverlagern

Intervention:Intervention:Intervention:Intervention:Intervention:

Not in our Name!Not in our Name!Not in our Name!Not in our Name!Not in our Name!



18

F
e
ie

r
a
b
e
n

d
! 

  
M

ä
rz

 -
 M

a
i 
2
0
1
1
  

#
4
0

Nachbarn

zu sein, diese demokratische Bewegung in
den Griff zu bekommen, denn wenn die
Europäische Union wirklich ein Interesse
hätte, der Bevölkerung in Libyen und der
Region zu helfen, so hätte sie schon längst
die Grenzen geöffnet, anstatt ihre Grenz-
schutzagentur FRONTEX zur Abwehr ver-
zweifelter Menschen in Stellung zu bringen.
Wie schamlos sich in dieser Frage verhalten
wird, sollte all denen zu denken geben, die
nun im Namen der Menschenrechte buch-
stäblich zu den Waffen rufen.

  Richard Hingsen
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A
SUDAN: Ein neuer Staat für Afrika

m 09. Januar 2011 stimmte die süd-
sudanesische Bevölkerung darüber ab,

ob aus dieser etwa zweimal die Fläche der
BRD umfassenden Region ein unabhängi-
ger Staat wird. Wie erwartet, fiel das Votum
für die Unabhängigkeit fast einstimmig aus.
Die offizielle Proklamierung eines neuen
Staates ist nur noch eine Frage der Zeit. Die
zukünftigen Bürger dieses Staates eint keine
gemeinsame Sprache, auch keine gemeinsa-
me Religion und zuvor wurden sie nicht als
„südsudanesisches Volk“ bezeichnet (durch
sich selbst oder von anderen), sondern als
Dinka, Nuer, Schilluk, Azande, Acholi usw.
Es fehlen also die wichtigen Merkmale, die
Nationalisten weltweit für entscheidende
Faktoren der Staatsgründung halten.
Die Gemeinsamkeit, die die neuen Staats-
bürger eint, ist eine rein negative: Sie alle
entsprachen nicht dem Ideal vom Staats-
volk, das der sudanesische Staat unter ver-
schiedenen Regimen seit seiner Gründung
propagierte – sie waren weder arabisch-
sprachig noch islamgläubig. Die britische
Kolonialmacht hatte den Süden vom arabi-
schen Norden weitgehend isoliert und bei
der Entlassung in die Unabhängigkeit 1956
darauf bestanden, dass der islamisch-arabi-
sche Norden und der „schwarzafrikanische“
Süden einen Staat bilden. Der Grund dafür
war die Befürchtung, dass der unabhängige
Nordsudan zum Satellitenstaat des pan-
arabischen und damals sowjetfreundlichen
Ägyptens würde.
Die meiste Zeit (1955-1972 und 1983-
2005) herrschte in der Region Krieg, wobei
die Rebellen mal Autonomie innerhalb des
Sudan, mal Unabhängigkeit vom Norden
forderten, während die Regierung aus dem
Norden immer wieder versuchte, die islami-
schen Gesetze auch auf die Bevölkerung in
und aus dem Süden auszuweiten. 2005 kam
unter der Vermittlung respektive dem Druck
der westlichen Staaten ein Friedensab-
kommen zwischen der Regierung und der
größten Rebellengruppe Sudanese People´s
Liberation Army/Movement (SPLA/M) zu-
stande. In diesem wurde ein Autonomie-
status für den Süden inklusive der paritäti-
schen Teilung der Rohstoffeinnahmen ver-
einbart (1). Das Referendum sollte quasi die
Bilanz ziehen – zuerst ließen die Süd-Re-

bellen durchscheinen, dass sie nur für die
Unabhängigkeit plädieren würden, wenn die
Regierung sich nicht an das Autonomieab-
kommen hält. Doch nach dem Unfalltod
ihres Anführers John Garang 2005 arbeitete
die SPLA kontinuierlich auf die Unabhän-
gigkeit hin.
Wenn die  Abspaltung des Südens vollzogen
wird, wäre dadurch erstmalig ein politisches
Tabu im postkolonialen Afrika gebrochen:
die Unrevidierbarkeit der von Kolonial-
mächten gezogenen Grenzen (2). Der suda-
nesische Staat hat außerdem durch die Be-
günstigung von arabischsprachigen Moslems
– die 42 % der Bevölkerung bilden – für
neue Autonomiebewegungen in Darfur und
an der Rotmeerküste gesorgt. Inzwischen
laufen im Land mehrere Missionen von be-
waffneten Truppen der UNO und der Afri-
kanischen Union, die den Frieden in Darfur
und im Süden überwachen sollen. Die
schwerwiegendste Konsequenz des Referen-
dums für den Norden ist aber der Entzug
von beachtlichen Teilen seiner ökonomi-
schen Grundlagen – der Rohstoffe.

Wovon der neue südsudanesische Staat öko-
nomisch gespeist werden würde, steht
bereits fest. Nämlich davon, wovon bisher
der vom arabisch-islamischen Norden do-
minierte Sudan lebte: vom Export des im
Süden zahlreich vorhandenen Erdöls. Einer
der Gründe für die Rebellion im Süden war
die Tatsache, dass die Ölförderung die
Subsistenzwirtschaft der Bevölkerung zer-
störte, während die Gewinne aus dem Ex-
port nie der Region zu Gute kamen. Mehr
noch: Die Regierung plante, das Wasser aus
den Quellen im Süden für die Landwirt-
schaft in den trockenen Norden umzulei-
ten. Die Rebellen revanchierten sich mit
Versuchen, die Ölförderung zu sabotieren –
Pipelines und Eisenbahn waren immer
wieder Ziel der SPLA-Angriffe. Nachdem
der Sudan nach 1989 beim Westen in Un-
gnade gefallen war, sicherte sich China die
privilegierte Stellung bei der Ölförderung.
Von den Gewinnen aus dem Export kaufte
der Sudan wiederum chinesische Waffen (die
westlichen Länder belegten den Sudan mit
einem Embargo), um die Rebellen von den

Ölfeldern fernzuhalten.
Der Sudan ist ein Staat, in dem die kapita-
listische Wirtschaftsweise per Gesetz ver-
ordnet ist, aber kapitalistische Produktion
kaum stattfindet. Die chinesischen Ölfirmen
bringen ihre eigenen Mitarbeiter mit, das
Bürgertum handelt mit importierten Waren
oder vergibt „islamische (also offiziell zins-
freie) Geldkredite“. Ansonsten gibt es noch
die Option, im staatlichen Apparat (dank
zahlreicher Regionalkonflikte ist seine be-
waffnete Abteilung nicht gerade klein) zu
arbeiten, um bei der Selbsterhaltung durch
Subsistenzwirtschaft nicht Natur, Klima-
wandel, Staat sowie feindlichen Nachbar-
„Stämmen“ trotzen zu müssen. Darum sind
Plätze im Staatsapparat begehrt und meist
für loyale arabischsprachige Moslems vor-
gesehen; die anderen Gruppen sind am
Staatserfolg oft weniger interessiert. Das
haben die sudanesischen Bürger mit den
Bevölkerungen der meisten anderen afrika-
nischen Staaten gemein – ein wichtiger Un-
terschied zu den Bürgern der sog. funktio-
nierenden kapitalistischen Staaten im Wes-
ten, wo es wesentlich naheliegender ist, den
eigenen Erfolg in der Konkurrenz an den
Erfolg des Staates zu knüpfen. Denn die
Bürger westlicher Staaten sind tatsächlich
auch vom ökonomischen Erfolg „ihres“ Staa-
tes abhängig. Die Subsistenzbauern hinge-
gen können sich dazu erstmal gleichgültig
stellen, weil sie – im Gegensatz zu Lohnar-
beitern – ohnehin nicht von einem Kapital
benutzt werden, das einen Staat als Ge-
schäftsgaranten voraussetzt. Die Entdeckung
von neuen Rohstoffreserven bedeutet oft
eine Katastrophe für Subsistenzbauern, die
versuchen sich vom Boden zu ernähren, un-
ter dem die begehrten Bodenschätze liegen.
Die vertriebenen Bauern füllen allerdings
nicht – wie im 19. Jahrhundert in Europa –
die Fabrikhallen und Arbeitshäuser, sondern
Flüchtlingscamps und die Reihen der Grup-
pierungen, die mit Waffen in der Hand um
die Partizipation am Staat und damit am
Gewinn vom Export kämpfen.
All diese Probleme nimmt der Südsudan in
die Unabhängigkeit mit. Ändern werden sich
die privilegierte Gruppe im Staatsapparat
(Dinka statt Araber) und die profitierenden
Großmächte (EU statt China). Die Ölge-

Seine WirtschaftSeine WirtschaftSeine WirtschaftSeine WirtschaftSeine Wirtschaft
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winne muss der Süden mit dem Restsudan
teilen, zumal sich die ganze Infrastruktur
für den Export im Norden befindet. Die
Mächte, die dem Süden seine Unabhängig-
keit vermittelten, arbeiten schon an der Be-
hebung dieses Mankos. Deutsche Firmen
bauen eine Eisenbahnstrecke, mit der das
Öl aus dem Süden über politisch zuverlässi-
gere Länder in die Häfen Ostafrikas gebracht
werden soll. Damit wäre der neue Staat in
der Lage, dem restlichen Sudan den Zugriff
zum Öl zu verweigern, womit wiederum
dem Westen sowohl der Druck auf die Re-
gierung im nordsudanesischen Khartum, als
auch der (wohl viel wichtigere) Schlag ge-
gen die aufstrebende chinesische Macht
möglich wäre. Die Entdeckung von neuen
Ölreserven im Süden machten den Südsudan
doppelt interessant für die USA und die EU:
Neben dem wirtschaftlichen Nutzen des Öls
selbst bedeutet die Kontrolle über die Öl-
quellen die politische Schwächung der Staa-
ten, die versuchen, aus ihrer Stellung als Öl-
lieferanten weltpolitisches Kapital zu schla-
gen. Damit steht Khartum wiederum zu-
nehmend vor der Alternative: Kurs- und
eventuell Regimewechsel – oder aber Staats-
zerfall.

Wie so manche „Befreiungsbewegung“ der
so genannten Dritten Welt hatte sich die
SPLA bei ihrer Gründung 1983 auch als
irgendwie links und sozialistisch präsentiert.
Seitdem ließ die SPLA sich u. a. von so un-
terschiedlichen Mächten wie Libyen, dem
realsozialistischen Äthiopien, Israel, Kenia,
Uganda und Ägypten unterstützen. Als der
Sudan in den neunziger Jahren auf der Liste
der Terror-Unterstützer der USA landete,
bekam die SPLA immer mehr Hilfe von der
Weltmacht Nr. 1 – was auch deren Sympa-
thien für den Sozialismus schnell schwinden
ließ.
Der politische und militärische Druck der
Rebellen sollte das Regime in Khartum er-
schüttern. Die SPLA war sich lange Zeit
nicht sicher, ob sie lieber die Unabhängig-
keit für den Süden oder den Sturz des
Militärregimes im Khartum erkämpfen woll-
te. Die Bewohner des Südens wurden von
der Regierung während des Bürgerkrieges
immer wieder von der Versorgung abge-

schnitten und erlebten den sudanesischen
Staat seit Jahrzehnten als eine feindliche
Macht. Die SPLA konnte sich in den länd-
lichen Regionen als De-facto-Souverän eta-
blieren und sah den kommenden Staat als
ihr eigenes Projekt.
Noch während der Verhandlungen 2005
begann die SPLA damit, um die Ausweitung
des Begriffes „Südsudan“ zu streiten. Wäh-
rend die Regierung den „Süden“ im Rah-
men der britischen Verwaltungseinheiten
definierte, sah die SPLA auch die benach-
barten rohstoffreichen Provinzen, wo es viele
„schwarzafrikanische“ Bewohner gibt, als
einen Teil des Südens. Auch die Gebiete, in
denen die Rindernomaden der „schwarzen“
Gruppe Dinka ihre Herden weiden lassen,
sollten nach der SPLA-Definition beim Re-
ferendum über die Unabhängigkeit abstim-
men dürfen. Die arabischsprachigen und
regierungsloyalen Misseriya-Nomaden, die
im selben Gebiet leben, werden von den
Staatsgründern der SPLA dagegen als frem-
de Besatzer betrachtet. Den Kampf um die
äußerst ölreiche Region Abyei (3) scheint
die SPLA endgültig verloren zu haben – der
Ständige Schiedshof in Den Haag hat den
Großteil des Gebiets samt Ölfeld der
Khartumer Regierung zugeschlagen, das Re-
ferendum fand dort nicht statt. Die SPLA
akzeptierte den Schiedsspruch offiziell,
schleust aber weiter ihre Truppen in die Re-
gion ein. Auch die Zugehörigkeit der Pro-
vinzen Südkordofan und Blauer Nil hat die
SPLA zur Disposition gestellt – dort sollte
ebenfalls über die Unabhängigkeit abge-
stimmt werden. Allerdings wurde am Ende
auch dort das Referendum ausgesetzt. Für
Südkordofan allerdings steht der Nachhol-
termin fest: der 9. Juli 2011 – der Tag, an
dem der südsudanesische Staat offiziell pro-
klamiert werden soll. Eine Gebietser-
weiterung des neuen Staates ist also nicht
ausgeschlossen. Auch wenn die SPLA in
Abyei, Südkordofan und Blauem Nil ihre
Präsenz ausbaut, dürfte und darf sie sich
dort bis zur Klärung des Status nicht als
Quasi-Staatsmacht aufspielen.
Im restlichen Süden allerdings schon. Dort
zeigt sich der Prozess von Staats- und
Nationengründung in seiner ganzen Pracht.
Als erstes wird mit internationaler Hilfe der
Staatsapparat geschaffen, in dem die ganzen

„Helden“ des Unabhängigkeitskrieges un-
tergebracht werden. Hatte sich die SPLA
zuvor über die Überrepräsentation der Ara-
ber im Khartumer Staatsapparat empört,
wird nun der südsudanesische vor allem mit
Dinka besetzt – der Gruppe, die auch die
gesamte Führung der SPLA bildet.
Der Prozess der Staatsbildung schließt die
Sortierung in zuverlässige und weniger zu-
verlässige Staatsbürger selbstverständlich mit
ein: Die Parteigründungen durch Minder-
heiten, die sich gegen die Dominanz der
Dinka auflehnen, werden von der SPLA als
Agenten des Nordens denunziert, die No-
maden mit „falscher“ Sprache oder Religion
am Zugang zu Wasser und Weiden gehin-
dert. Die Araber im Süden, deren Familien
nach der Unabhängigkeit des Sudans 1956
in die Region kamen, durften beim Referen-
dum nicht abstimmen. Auf dem Weg zur
Unabhängigkeit kommt es auch vor, dass
ein Aktivist der Kommunistischen Partei
Sudans – die ehemaligen Verbündeten der
SPLA im Rahmen der National Democratic
Alliance (4) – für das Aufhängen von Plaka-
ten ins Gefängnis kommt. Dabei hat die KP
nicht einmal für den Kommunismus agitiert,
sondern für einen gemeinsamen Kampf ge-
gen das Regime des Khartumer Diktators
Umar al-Baschirs im Namen der säkularen
Demokratie. Die Idee der sudanesischen
Kommunisten, die Scharia-Gesetze sollten
von allen Bewohnern Sudans, unabhängig
von ihrer religiösen oder ethnischen Identi-
tät, bekämpft werden, passt eben schlecht
zur SPLA, die ihr Unabhängigkeits-Projekt
gerade mit den Unterschieden der Identitä-
ten begründet. Beim Nationbuilding wird

Seine GründungsparteiSeine GründungsparteiSeine GründungsparteiSeine GründungsparteiSeine Gründungspartei
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die Unterdrückungserfahrung im Sudan zum
Grund für das Zusammenleben im neuen
SPLA-Staat erklärt. Dass aus subsistenz-
wirtschaftenden Analphabeten demnächst
nützliche Lohnarbeiter und Unternehmer
werden, glaubt zwar niemand ernsthaft. Aber
sowohl die SPLA als auch die westlichen
Schutzmächte reden von angeblichen Chan-
cen und einer Zukunft, die der Südsudan
habe, wenn er endlich als souveräner Staat
sein Erdöl von westlichen Konzernen ab-
pumpen lässt.
Ansonsten ist die SPLA damit beschäftigt,
unter internationaler Kontrolle ihre Trup-
pen zu „demobilisieren“ – nach einigen An-
gaben sind diese inzwischen doppelt so stark
wie beim Friedensabkommen 2005, also zu
Beginn der Demobilisierung. Ab und zu hört
man, dass somalische Piraten ein Schiff mit
Panzern gekapert haben, die für den mit ei-
nem UNO-Waffeneinfuhrverbot belegten
Südsudan bestimmt waren. 40 % des De-
facto-Staatsbudgets gibt die Autonomie-
regierung für ihre Streit- und Sicherheits-
kräfte aus.
Damit hat die SPLA alles, was man in der so
genannten Dritten Welt für eine Staats-
gründung braucht: militärische Macht, für
die Erste Welt interessante Exportprodukte,
Kader für den Staatsapparat und den Segen
einiger Weltmächte.

Die sudanesische Regierung, 1989 nach ei-
nem Putsch von Militärs und Islamisten an
die Macht gekommen, hat im Kampf gegen
ihre widerspenstigen Bürger kaum ein Mit-
tel ausgelassen. Die Islamisierungskampag-
nen und Militärangriffe waren verbunden
mit der Dezimierung der illoyalen Bevölke-
rungsgruppen durch die Verweigerung der
humanitären Hilfe mitten in der Hungers-
not. Auch die Marktreformen im Sinne des
Internationalen Währungsfonds (mit dem sich
die Islamisten blendend verstanden) leiste-
ten ihren Beitrag zur ökonomischen Notla-
ge. Parallel schaffte es Khartum immer
wieder, die Rebellen zu spalten, die Split-
tergruppen in die Regierung zu integrieren
und deren Anhänger in den Kampf gegen die
SPLA zu schicken. Den Angehörigen loya-
ler Gruppen gestattete man nicht nur, auf
eigene Faust ihre rebellischen Nachbarn zu

bekämpfen, sondern auch sich an deren Ei-
gentum zu bereichern und sie in die Sklave-
rei zu verschleppen. Wenn die Nomaden
durch die Dürren ihr Vieh verloren, wurde
das Plündern bei den anderen „Stämmen“
und das Bewachen von Ölfeldern gegen die
Rebellen ihre neue Lebensgrundlage.
Nun aber hat sich die Regierung mit der
Abspaltung des Südens scheinbar abgefun-
den. Die Weltöffentlichkeit rätselt: Ist das
der Anfang vom Ende, weil die SPLA das
Fanal zur Staatsauflösung durch diverse Se-
paratisten gegeben hat oder wird das Re-
gime jetzt stabilisiert, weil die SPLA die
schlagkräftigste Gruppe der gesamtsudanesi-
schen Opposition war? Der Präsident al-
Baschir, gegen den inzwischen ein internati-
onaler Haftbefehl wegen Völkermordes (die
Bilanz seiner bisherigen Staatserhaltungs-
bemühungen) läuft, will lieber keinen di-
rekten Konflikt mit dem Westen. Manche
Islamisten wenden sich enttäuscht vom Ver-
such ab, den Süden zum wahren Glauben
zu bekehren, und wollen lieber einen
Rumpf-Sudan mit weniger Rohstoffen und
am besten ohne Minderheiten. Dort erhof-
fen sie sich, endlich ihre Scharia-Utopie zu
verwirklichen. Die weiteren Teile der Op-
position fühlen sich dagegen von der SPLA
im Stich gelassen. Während man im Westen
spekuliert, ob die Proteste aus den benach-
barten arabischen Ländern auf den Sudan
überschwappen, greift die Khartumer Re-
gierung schon einmal präventiv gegen die
Opposition durch. Sie sperrt sowohl
Islamisten als auch Kommunisten ein, un-
terstützt die SPLA-Abspaltungen im Süden
und versucht in gewohnter Manier, durch
die Integration einzelner Gruppen und Po-
litiker die Opposition zu spalten. Da nach
dem Votum für die Teilung die Preise für
Lebensmittel und Benzin im Norden wie im
Süden rasant anstiegen, ist die Gefahr von
Massenunruhen für die Regierung nicht ge-
bannt. Islamistenführer Hassan al-Turabi, in

der Vergangenheit der Hauptideologe der
Muslimbrüder und eine Schlüsselfigur des
Staatsstreichs von 1989, hat sich vor langer
Zeit mit den Militärs und al-Baschir über-
worfen und tritt nun als ein Verfechter der
Demokratisierung auf. Um die Regierung
zu stürzen, ist er auch bereit,  mit Darfur-
Rebellen, Kommunisten und sogar mit der
SPLA zu kooperieren. Dabei hat die von
ihm inspirierte Islamisierungskampagne
seinerzeit für einen erneuten Ausbruch des
Bürgerkrieges gesorgt. Die Regierung
wiederum reklamiert für sich, den „Kampf
gegen den Terror“ zu führen, wenn sie gegen
die Opposition durchgreift. Die Einwilligung
in die Abspaltung des Südens soll politische
Ruhe bringen und die Wahrscheinlichkeit
von Umsturzversuchen verringern.
Gleichzeitig bahnt sich ein Streit der Regie-
rung mit dem Süden an: Es geht um die
Flüchtlinge aus dem Süden, die in den Groß-
städten des Nordens wohnen, die beim Re-
ferendum abstimmen sollten. Dabei geht es
nicht nur um Armutsflüchtlinge, sondern vor
allem um deren politische Position: Die
SPLA wollte gewährleisten, dass auf den
Wahllisten für das Referendum nur jene lan-
den, auf deren Willen zur Unabhängigkeit
man sich verlassen kann.  Dafür wurde im
Norden umso mehr Hass auf die Binnen-
migranten geschürt. Ähnlich verlief der
Nord-Süd-Kampf um das Stimmrecht der
im Süden lebenden Araber. Nach der Ab-
stimmung zieht eine Menge Rückkehrer
bzw. Flüchtlinge aus dem Norden in den
Süden, wo es für sie keine Aufnahme-Infra-
struktur gibt. Je nach Interesse lassen die
Regierung und die SPLA entweder den geo-
graphischen oder den ethnischen Faktor gel-
ten. Man darf gespannt sein, welcher Staat
demnächst wen zu seinen Untertanen zäh-
len darf und wird.

(Kritik im Handgemenge / Bremen)

Zur Vorgeschichte: www.junge-linke.org/de/die_intervention_in_den_sudan_noch_ein_
beweis_dafur_dass_es_ohne_weltpolizei_nicht_geht
Einzige Ausnahme war bisher die Trennung Eritreas von Äthiopien 1993.
Wo seit dem 07.1.2011 wieder gekämpft wird.
Die National Democratic Alliance (NDA) ist eine Dachorganisation der Opposition, die
sich nach dem Putsch von Militärs und Moslembruderschaft 1989 gegründet hat. Sie
umfasst ehemalige Regierungsparteien (Umma, Democratic Unionist Party), regionale
Autonomiebewegungen (SPLA, Beja Congress, Rashida Free Lions) und Linksnationalisten
(Baath-Partei). Zum Thema Abspaltung des Südens konnte die NDA sich nie einigen.

(1)

(2)
(3)
(4)

Und sein FeindUnd sein FeindUnd sein FeindUnd sein FeindUnd sein Feind
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m 09. Mai 2011 ist Stichtag für das
Statistische Bundesamt: ein Zensus soll

durchgeführt werden und die freiwilligen
VolkszählerInnen beginnen, das Bundesge-
biet systematisch zu durchkämmen. In der
Umgangssprache ist mit dem Begriff Zensus
eine Volkszählung gemeint, der jedoch die
immense Datenerhebung, die damit verbun-
den ist, verklärt.
2008 hat sich die EU dazu entschlossen,
eine Verordnung zu verabschieden, die je-
dem Mitgliedsstaat vorschreibt, bis 2011
einen Zensus durchzuführen. Die deutsche
Bundesregierung hat aufgrund dessen 2009
das Zensusgesetz verabschiedet, welches
eine registergestützte Datenerhebung vor-
sieht. Während die EU an die Basis-Daten
der EU-EinwohnerInnen gelangen will, um
sie der europäischen Behörde für Statistik
(EUROSTAT) zur Verfügung zu stellen,
nutzt die Bundesregierung gleich die Mög-
lichkeit, noch eine Menge anderer Daten zu
erfassen. Das erklärte Ziel des Statistischen
Bundesamts ist die Erzeugung einer nahezu
vollständigen Adress-, Wohnungs- und
Gebäudedatenbank, um die Berechnung des
Bruttoinlandsprodukts zu aktualisieren, um
zu ermitteln, wie viele Kindergartenplätze,
Schulen oder Altersheime benötigt werden,
um die Arbeitslosenzahlen auf einen
genaueren Stand zu heben oder um die An-
zahl verfügbarer Wohnungen in der BRD
inklusive ihrer Ausstattung zu wissen.
In der Vergangenheit kam es häufiger zu sol-
chen Zählungen von EinwohnerInnen und
Erhebungen von Gebäuden. Schließlich
möchte eine Regierung ja wissen, über wen
sie regiert und was sie ihr Eigen nennt. Der
letzte große Zensus in der BRD fand in den
80er Jahren statt und wurde von einer gro-
ßen Boykottwelle begleitet. Von den
GegnerInnen wurde oft darauf hingewiesen,
dass die umfangreichen Volkszählungen in
den 30er Jahren eine wichtige Grundlage
für die Deportation der Juden und Jüdinnen
in die Konzentrationslager gewesen sind.
Diesmal wird die Datenerhebung in große

Bereiche ge-
gliedert: bereits
jetzt werden die existen-
ten Datensammlungen der Meldebehörde
und der Bundesagentur für Arbeit zusammen-
geführt. Über eine Ordnungsnummer wer-
den die Datensätze miteinander verknüpft.
Diese Daten und auch die Daten jeder an-
deren auskunftspflichtigen Behörde werden
nun mit den Daten des neu erstellten
Wohnungsregisters zusammengeführt.
Als nächstes werden 100% der Eigentümer-
Innen von Gebäuden und Wohnräumen zu
den Eigentumsverhältnissen, der Größe, der
Ausstattung und den eventuellen Mieter-
Innen befragt. Dabei wird kein Unterschied
zwischen rechtlichen und natürlichen Per-
sonen gemacht.
Daraufhin werden 10% aller ansässigen
EinwohnerInnen der BRD mit einem aus-
führlichen Fragebogen zu jeglichen Details
ihrer Lebensverhältnisse befragt. Dies diene
zur Kontrolle der bereits erfassten und zu-
sammengeführten Daten und nimmt noch
einen großen Schwapp neuer Daten hinzu.
Separat zur Gebäude- und Menschenzählung
werden sämtliche sogenannte Sonder-
bereiche wie Gefängnisse, psychiatrische
Anstalten oder auch Wohnheime jedweder
Art befragt. Sind Personen nicht dazu in der
Lage, die Fragen der ZählerInnen zu beant-
worten, übernehmen die LeiterInnen vor
Ort diesen Job.
Im Anschluss an diese Befragungswellen
werden zur „Qualitätssicherung“ 5-10% der
befragten Haushalte nochmals befragt.
Das Versenden der Frage-
bögen funktioniert entwe-
der über die Post, die di-
rekte Abgabe beim befra-
genden „Volkszähler“ oder
per bereit gestellter Softwa-
re im Internet.
Die Fragen für Eigentümer-
Innen, Stichproben und
Sonderbereiche unterschei-
den sich etwas: Name; Ge-

burtsdatum; Geburtsort; Geschlecht; Art,
Alter und Zustand der Immobilie; Aufent-
haltsort; Staatsangehörigkeiten; Familien-
stand; Beruf; Arbeitgeber; Ausbildung; Schul-
abschluss; Migrationshintergrund; Reli-
gionszugehörigkeit und genaue Art des Glau-
bensbekenntnisses.
Die Datenzusammenführung der Behörden
beinhaltet noch andere Daten, wie etwa den
Arbeitsort, den Arbeitslosenstatus, beantrag-
te Auskunftssperren inkl. des Grundes und
natürlich die berüchtigte Ordnungsnummer.
Da man sich der Befragung nicht entziehen
darf, werden die persönlichen Daten der
oder des Betroffenen ohne Einwilligung ein-
gesammelt. Alle Befragungswellen einbezo-
gen, werden insgesamt ein Viertel bis ein
Drittel aller in Deutschland ansässigen Per-
sonen direkt ausgehorcht. Durch die
Ordnungsnummer soll eine Pseudo-Anony-
mität vermittelt werden, eigentlich stellt sie
jedoch genau die Kennziffer dar, über die
sämtliche Daten einer Person abgerufen
werden können. Eine eindeutige, gemeinsa-
me Personenkennziffer hatte das Bundesver-
fassungsgericht (BDV) 1983 ausdrücklich
verboten; im Herbst 2010 schmetterte das-
selbe Gericht die Verfassungsklage des AK
Zensus aus formalen Gründen ab und die
Bundesregierung setzt sich nun unbemerkt
über das Urteil von 1983 hinweg.
Technisch gesehen entsteht ein zentral ver-
fügbares Personenprofil aller in Deutschland

Die Erschaffung eines deutschen DatenpoolsDie Erschaffung eines deutschen DatenpoolsDie Erschaffung eines deutschen DatenpoolsDie Erschaffung eines deutschen DatenpoolsDie Erschaffung eines deutschen Datenpools

Zensus 2011

Dieses Jahr sollen laut dem Willen der Bundesregierung die Datensätze des deutschen
Inventars aktualisiert werden. Lest nach, wie das geschieht und was man
unternehmen kann.

A

„Es widerspricht der menschlichen Würde, den Menschen zum
bloßen Objekt im Staat zu machen. Mit der Menschenwürde
wäre es nicht zu vereinbaren, wenn der Staat das Recht für sich in
Anspruch nehmen könnte, den Menschen zwangsweise in seiner
ganzen Persönlichkeit zu registrieren und zu katalogisieren, sei es
auch in der Anonymität einer statistischen Erhebung, und ihn
damit wie eine Sache zu behandeln, die einer Bestandsaufnahme
in jeder Beziehung zugänglich ist.“

Auszug aus dem Mikrozensusurteil vom 16.7.1969
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ansässigen Personen und schafft somit eine
weitere Grundlage für den Überwachungs-
staat. Es bedarf einer gehörigen Portion Ver-
trauen in die staatlichen Institutionen, dass
diese die zur Verfügung gestellten Daten
nicht zweckentfremden. Hinzu kommt, dass
sich Angriffe Interner wie Externer auf gro-
ße Datensammlungen in den letzten Jahren
bekanntlich drastisch erhöht haben. Es gibt
keine Sicherheit, dass mit diesen Daten nicht
noch mehr Unfug als ohnehin schon getrie-
ben wird.
Die im Zuge der Datenbank vereinfachte
Datenanalyse erhöht zudem die Gefahr der
Wiedereinführung einer schleichenden Ras-
terfahndung. Die Bindung der personen-
bezogenen Daten (Name; Geburtsdatum;
etc.) an die restlichen gegebenen Antworten
per Ordnungsnummer soll aufgetrennt wer-
den, aber es ist keinesfalls geregelt, wann
und wie das passiert.
Wahrscheinlich werdet ihr hauptsächlich
von der zweiten Befragungswelle, die auf
10% aller EinwohnerInnen zukommt, be-
troffen sein. Widerspruch und Verweigerung
der Antworten sowie Falschangaben sind un-
tersagt. Falschangaben sind deshalb nicht zu

empfehlen, weil sie mit den bereits vorhan-
denen Daten abgeglichen werden.
Die Verweigerung der Befragung macht den-
noch Sinn. Es wird ein Bußgeld mit dem
fröhlichen Namen „Zwangsgeld“ von maxi-
mal 5.000 • verhängt. Es ist aber zu erwar-
ten, dass die Strafen geringer ausfallen. Da-
rum bildet Banden und richtet einen Soli-
topf ein. Wenn sich zehn Menschen zusam-
mentun und einer ist betroffen, so ist die
Geldstrafe nur ein Zehntel so hart. Des
Weiteren ist die Verweigerung der Befragung
keine Straftat, sondern eine Ordnungswid-
rigkeit, wird euch also keinen Eintrag im
Führungszeugnis bescheren.
Mit etwas Engagement kann eure Bande
auch eine alternative Sammelstelle einrich-
ten und die Befragten in eurem Kiez auffor-
dern, die Fragebögen bei euch abzugeben.
Lasst euch ruhig von den alternativen Sam-
melstellen der 80er Jahre inspirieren. Eine
Gruppe verklebte beispielsweise alle bei ih-
nen abgegebenen Fragebögen an der Berli-
ner Mauer, andere behielten die gesammel-
ten Werke als politisches Druckmittel.
Generell gibt es keinen allgemeingültigen
Kniff, um der Zählung zu entgehen. Den-

noch findet ihr vielseitige Tipps in der Volks-
zählungsfibel. Sie ist auf www.vobo11.de ver-
fügbar oder liegt vielleicht auch an einem
Ort eures Vertrauens in gedruckter Form
aus.

(Rote Hilfe Leipzig)

 www.zensus11.de
 www.vobo11.de
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NUR 5 EURO MEHR!NUR 5 EURO MEHR!NUR 5 EURO MEHR!NUR 5 EURO MEHR!NUR 5 EURO MEHR!
DDDDDAS SOLLAS SOLLAS SOLLAS SOLLAS SOLL’S GEWESEN’S GEWESEN’S GEWESEN’S GEWESEN’S GEWESEN
SEIN?SEIN?SEIN?SEIN?SEIN?

TOM, 56:TOM, 56:TOM, 56:TOM, 56:TOM, 56:

argeargeargeargearge
jobjobjobjobjob

klassenkampf
undundundundund

Was vieleWas vieleWas vieleWas vieleWas viele

nicht zu fragen
nicht zu fragen
nicht zu fragen
nicht zu fragen
nicht zu fragen

wagenwagenwagenwagenwagen

Dr. Flaschenbier

                   Ich bin schon seit

Jahren auf Hartz IV. Vor kurzem

habe ich mir meinen Bewilligungs-

bescheid mal durchgelesen und

dabei gemerkt, daß ich von meiner

Miete etwa fünf Euro zu wenig

vom Jobcenter gezahlt bekomme.

Genauer gesagt wurden Heizkosten

abgezogen. Ist das denn überhaupt

legal?! Ach ja - ich wohne in einer

schnuckeligen Einzimmerwohnung

mit fließend Warmwasser und so,

die über eine im Haus befindliche

Gasetagenheizung beheizt wird.

Lieber Tom, diese Frage kann ich für die
Vergangenheit wohl mit ja, aber für die
Zeit ab 01. Januar 2011 nur mit einem
klaren Nein beantworten. Das Geld, das
Dir von deinen Heizkosten nicht erstattet
wurde, ist wahrscheinlich die sogenannte
Heizkostenpauschale. Diese Pauschale, die
sich zwischen 5 und 6 Euro bewegt, wurde
jedem abgezogen, der mit seiner Heizung
auch sein warmes Wasser erzeugte. Denn
die Warmwassererzeugung war zumindest
bis Ende letzten Jahres noch in Deiner
Regelleistung enthalten und zählte somit
nicht zu den Kosten der Unterkunft. Zum
Glück hat der Gesetzgeber bei der Hartz-
IV-Reform zumindest teilweise auch
positive Korrekturen vorgenommen. So
sind rückwirkend für die Zeit ab dem 01.
Januar 2011 die Kosten der Warmwasser-
bereitung aus der Regelleistung herausge-
nommen worden und zählen nunmehr zu
den Kosten der Unterkunft. Das heißt, es
lohnt sich für Dich, einen Widerspruch

gegen Deinen Leistungsbescheid ab

2011 einzulegen oder (falls die Wider-
spruchsfrist schon abgelaufen ist) einen
Überprüfungsantrag zu stellen. Beides
kannst Du am besten mit einem unter-
schriebenen Brief an Dein Jobcenter
erledigen.

                                Ich habe

mich ja so geärgert über die faule

Hartz-IV-Reform und die Regelsatz-

Lüge. Einfach lächerlich, im

Gewande einer scheinbaren Verbes-

serung kommt eine faktische

Kürzung daher! Können wir

dagegen denn noch irgend etwas

tun?

Liebe Henriette, am liebsten würde ich
Dir zur sozialen Revolution raten, aber als
Autor einer berühmten Ratgeber-Rubrik
kann ich mir das leider nicht leisten. Auf
juristischem Wege allein werden wir zwar
nur minimale Verbesserungen erreichen, es
lohnt sich aber dennoch. Die Regelsätze
sind höchstwahrscheinlich wieder
verfassungswidrig berechnet worden und
das heißt, daß wir Ihnen durch massenhaf-
te Widersprüche und Klagen schon etwas
in die Suppe spucken können. Das Ganze
ist übrigens ganz gefahrlos. Denn Wider-

sprüche und Klagen gegen Hartz-

IV-Bescheide sind

kostenlos!

                     Dr. Flaschenbier,

ich hoffe, Sie können helfen! Ich

habe in den letzten Jahren ganz gut

als Installateur verdient. Ich hab

das gemacht, weil meine Ich-AG

leider zuvor den Bach runter

gegangen ist und ich daher noch

Schulden bei meiner Freundin hatte

und die zurückzahlen wollte.

Jedenfalls hat mich dann vor einem

Jahr meine Firma rausgeschmissen

und ich musste nun ein Jahr lang

von Arbeitslosengeld 1 leben. Im

Februar diesen Jahres lief dann

mein Anspruch aus. Ich hatte aber

bis zu diesem Zeitpunkt versäumt,

meiner Freundin die 90.000 Euro

zurück zu überweisen. Ich hatte

mal gehört, das geht bis einen Tag

vor der ersten Antragstellung beim

Jobcenter. Also habe ich ihr die

Schulden am 27. Februar bar

abgehoben, und sie hat es auf ihr

Konto am gleichen Tag noch bar

eingezahlt.

Am 01. März habe ich dann Hartz

IV beantragt. Ich bekam auch

gleich einen Vorschuss, da ich ja

kein Geld mehr hatte. Aber jetzt

will mein Leistungssachbearbeiter

doch tatsächlich den Vorschuss

zurück und meint, ich hätte keinen

HENRIETTE, 19:HENRIETTE, 19:HENRIETTE, 19:HENRIETTE, 19:HENRIETTE, 19:

ICH SOLL MEINEICH SOLL MEINEICH SOLL MEINEICH SOLL MEINEICH SOLL MEINE
HEIZKHEIZKHEIZKHEIZKHEIZKOSTEN SELBEROSTEN SELBEROSTEN SELBEROSTEN SELBEROSTEN SELBER
ZAHLEN?!ZAHLEN?!ZAHLEN?!ZAHLEN?!ZAHLEN?!

KEIN ANSPRUCHKEIN ANSPRUCHKEIN ANSPRUCHKEIN ANSPRUCHKEIN ANSPRUCH
TROTZ SCHULDEN!TROTZ SCHULDEN!TROTZ SCHULDEN!TROTZ SCHULDEN!TROTZ SCHULDEN!

**

HEINZ, 44:HEINZ, 44:HEINZ, 44:HEINZ, 44:HEINZ, 44:
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Dr. Flaschenbier

OHNE ELTERNGELD
KEIN KUBA!

JENNYJENNYJENNYJENNYJENNY, 20:, 20:, 20:, 20:, 20:

Anspruch auf Stütze, da ich zuviel

Vermögen hätte. Kann diese

Sauerei denn wirklich wahr sein?!

Ich gehe mal davon aus, daß Du Dein
Vermögen nicht heimlich zur Seite
schaffen wolltest. Wenn doch, dann
solltest Du allerdings aufpassen, daß das
Jobcenter Dir nichts beweisen kann ...
Leider muss ich Dir mitteilen, daß das,
was Du gehört hast, nicht mehr ganz
stimmt. Durch die Hartz-IV-Reform
wurden auch hier die Regelungen für die
SGB-II-Empfänger verschärft. Mit
Inkrafttreten der neuen Gesetze wirkt die
Beantragung von SGB-II-Leistungen
immer ab Anfang des Monats, in dem der
Antrag gestellt wurde. Das klingt zunächst
gut, heißt aber, daß ein Vermögen immer
schon einen Kalendermonat vor der
Antragstellung zur Tilgung der Schulden
ausgegeben worden sein muss, da das Geld
ansonsten als Vermögen angerechnet wird.
Glücklicherweise lag bei Dir zufällig
gerade ein Kalendermonat dazwischen, da
Du das Geld Ende Februar an Deine
Freundin gezahlt, SGB-Leistungen aber
erst im Monat März beantragt hast.
Deswegen solltest Du auch unbedingt in
Widerspruch gehen, denn Dein Sachbear-
beiter liegt falsch. Wichtig ist übrigens
auch zu wissen, daß es egal ist, wieviel
Schulden Du bei der Antragstellung hast.
Es wird nur darauf geschaut, wieviel
aktives Vermögen Du hast. Eine Verrech-
nung von Vermögen und Schulden wird
vom Jobcenter nicht vorgenommen.
Andererseits verbietet Dir niemand, Deine
Schulden vor der Antragstellung zu
begleichen. Du solltest nur darauf

achten, daß Du Belege für die

Schulden hast, beispielsweise einen
Kreditvertrag, einen Schuldschein oder
ähnliches. Denn wenn das Jobcenter Dir
nachweisen kann, daß Du Dein Geld
verschenkt hast, kann es das Geld von den
Beschenkten zurückfordern. Tag der

Antragstellung ist übrigens der Tag,

an dem Du gegenüber dem

Jobcenter das erste Mal geäußert

hast, daß Du SGB-II-Leistungen

beziehen willst.

                     Hallo Dr. Flaschen-

bier, ich bin so ratlos! Ich habe im

Januar meinen kleinen Fidel

bekommen. Davor war ich schon

längere Zeit glückliche Hartz-IV-

Empfängerin. Ich hatte es mir so

schön vorgestellt: Mit Hartz IV

und Elterngeld zusammen hätte es

gereicht, um meinem Fidel ein Jahr

lang Kuba zu zeigen. Er soll doch

auch mal was von der Welt sehen!

Nun sagte mir die Frau von der

Arge aber, mein Elterngeld würde

komplett auf das ALG 2 angerech-

net. Stimmt das etwa? Was soll ich

denn Fidel jetzt nur sagen?!

Liebe Jenny, leider ist es mittlerweile
gängige Praxis, daß die Elterngeld-
zahlungen komplett auf die SGB-II-
Leistungen angerechnet werden. Die
Behörden stützen sich dabei auf eine
Änderung des Elterngeldgesetzes durch das
Haushaltsbegleitgesetz im letzten Jahr.
Dieses gehörte zum sogenannten „Großen
Sparpaket“, welches fast ausschließlich die

armen Bevölkerungsteile belastet. Nach
der neuen Regelung darf das Elterngeld
grundsätzlich angerechnet werden. Eine
Ausnahme gibt es nur für die Menschen,
die vor dem Elterngeld keinerlei Hartz IV
bezogen haben.
Gerade diese Ausnahmeregelung bietet
jedoch einen Ansatzpunkt für Dich, doch
noch zum ersehnten Kuba-Urlaub zu
kommen. Denn es gibt viele, die hier den
Gleichheitsgrundsatz des Artikels 3 des
Grundgesetzes verletzt sehen. Unter
www.tacheles-sozialhilfe.de findest Du
neben anderen nützlichen Hinweisen auch
einen Link zum Download eines Muster-
widerspruchs. Rechne allerdings nicht fest
und zu schnell mit dem Geld. Die
Verfahren werden sich wohl wieder bis
zum Bundesverfassungsgericht ziehen, und
das dauert. Du kannst Deinen Wider-
spruch aber so lange ruhend stellen, da der
Fall strittig ist. Ein einfacher Hinweis an
das Jobcenter* genügt da meist und sie
bearbeiten den Widerspruch, wenn eine
höchstgerichtliche Entscheidung vorliegt.
Dann kannst Du mit ein wenig Glück in
fünf Jahren mit deinem Fidel nach Kuba
reisen.

*Ja, die Arge heißt jetzt Jobcenter. Noch
so eine tolle Neuerung!
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Lösungen #39:Lösungen #39:Lösungen #39:Lösungen #39:Lösungen #39:

Der korrekte Zweizüger:

Weiß zieht den Turm auf a2. Bewegt sich daraufhin der schwarze
Turm auf der 2er Linie, folgt entweder Th5xLg5++ oder (auf e2,f2,
g3 oder g4) der König schlägt den Turm, was ein Matt des Läufers
auf h1 zur Folge hat. Zieht Schwarz seinen Bauern auf c4, rückt
Weiß einfach seinen Turm wieder zurück und  ... matt.

Der korrekte Dreizüger:

Hier warten wir immer noch auf Nachricht von Frau Rotkohl, die
eine exklusive Option auf die Lösung des Problems hält und uns
diese sicher noch mit ihrer erfrischenden Art mitteilt.

Doppelt problematisch ...

Transzendentaler ScheinTranszendentaler ScheinTranszendentaler ScheinTranszendentaler ScheinTranszendentaler Schein
Das Subjekt als Ideologie ist auf den Namen

der Subjektivität verzaubert wie Hauffs Zwerg Nase auf das
Kräutlein Niesmitlust. Ihm wurde dies Kräutlein geheimgehalten;
niemals hat er darum die Pastete Souzeraine, die den Namen von
Oberherrlichkeit im Verfall trägt, bereiten gelernt. Keine Intros-
pektion allein brächte ihn auf die Regel seiner deformierten Gestalt
wie seiner Arbeit. Es bedarf des Anstoßes von außen, der Weisheit
der Gans Mimi. Solcher Anstoß ist der Philosophie, und der
Hegelschen am meisten, Ketzerei. Immanente Kritik hat ihre Grenze
daran, daß schließlich das Gesetz des Immanenzzusammenhanges
eines ist mit der Verblendung, die zu durchschlagen wäre. Aber
dieser Augenblick, wahrhaft erst der qualitative Sprung, stellt einzig
im Vollzug der immanenten Dialektik sich ein, die den Zug hat,
sich zu transzendieren, nicht durchaus unähnlich dem Übergang
der platonischen Dialektik zu den ansichseienden Ideen; schlösse
Dialektik total sich zusammen, so wäre sie bereits jene Totalität,

Zwergenhafte Richtigstellung
So schnell kann es gehen: Eben noch meinten wir, uns mit der Entlarvung des Zwerges als kleinbürgerliches Subjekt („Der

innere Zwerg“, FA! 39) auf der höchsten Höhe der Kritischen Theorie zu befinden, ja, das falsche Ganze und den trügerischen
Schein der deutschen Gemütlichkeit unerbittlich auf den Begriff gebracht zu haben. Aber Pustekuchen! Auch in diesem Fall war

uns der Meisterdenker Theodor W. Adorno mal wieder um Jahrzehnte voraus, wie wir mit tiefer Zerknirschung bemerken
mussten. Neben der Strahlkraft der von ihm verfassten messerscharfen Analyse des Hauffschen Märchens „Zwerg Nase“
können wir nur neidvoll erblassen. Aber überlassen wir lieber dem Meister selbst das Wort:

die aufs Identitätsprinzip geht. Dies Interesse hat Schelling gegen
Hegel wahrgenommen, und sich damit dem Spott über Abdikation
des Gedankens sich dargeboten, der zur Mystik flüchte. Das mate-
rialistische Moment in Schelling, der dem Stoff an sich etwas wie
treibende Kraft zuschrieb, mag an jenem Aspekt seiner Philosophie
teilhaben. Aber der Sprung ist nicht zu hypostasieren wie bei
Kierkegaard. Sonst verlästert er der Vernunft. Dialektik muss sich
einschränken aus dem Bewußtsein von sich selbst heraus. Die Ent-
täuschung darüber jedoch, daß gänzlich ohne Sprung, in eigener
Bewegung, die Philosophie aus ihrem Traum nicht erwacht; daß sie
dazu dessen bedarf,was ihr Bann fernhält, eines Anderen und Neuen
– diese Enttäuschung ist keine andere als die des Kindes, das bei der
Lektüre von Hauffs Märchen trauert, weil dem von seiner Mißgestalt
erlösten Zwerg die Gelegenheit entgeht, dem Herzog die Pastete
Souzeraine zu servieren.“

(T.W. Adorno, Negative Dialekik)

... wird es auf dem von uns tief aus dem hundertjährigen FA!-Schacharchiv gekramten Problem:
                                            - Weiß setzt matt in drei Zügen. Allerdings nicht einfach so, sondern mit einem Bauern!

                                                                                 - Selbstmatt in fünf Zügen. Weiß zwingt Schwarz also, sich selbst matt zu setzen!
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